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42) 

Kirchengesetz über den Datenschutz 

~ Nachtra~ zur Bekannt~chung des Kirchenge~etzes vom 4. November 1990 über den Datenschutz in der Evange­
lisch-Luthenschen Land~skirche .Mec~enburgs WIrd nachfolgend als Anlage zu 1 des Datenschutzgesetzes das Kir­
chengesetz der Evangelischen KIrche m Deutschland über den Datenschutz veröffentlicht. 

Kirchengesetz über den Datenschutz 
Vom 10. November 1977 (ABL. EKD 1978, S. 2) 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die kirchlichen Behörden 
und sonstige kirchliche Dienststellen sowie ohne Rück­
sicht auf deren Rechtsforrn für die kirchlichen Werke und 
Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und der Gliedkirchen. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Glied­
kirchen führen jeweils für ihren Bereich über die kirchli­
chen Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtsper­
sönlichkeit, für die dieses Kirchengesetz gilt, eine Über­
sicht. 

§2
 
Aufgabe des Datenschutzes im kirchlichen Bereich
 

(1) Aufgabe des Datenschutzes im kirchlichen Bereich ist 
es, die in den Gemeindegliederverzeichnissen und ande­
ren kirchlichen Dateien enthaltenen personenbezogenen 
Daten bei der Datenverarbeitung vor Mißbrauch zu schüt­
zen. 

(2) Die besonderen- Bestimmungen über den Schutz des 
Beicht- und Seelsorgegeheirnnisses sowie über die Amts­
verschwiegenheit der Pfarrer und kirchlichen Mitarbeiter 
gehen den Vorschriften dieses Kirchengesetzes vor. 

(3) Unberührt bleibt das Recht der Pfarrer und kirchlichen 
Mitarbeiter, in Wahrnehmung ihres Seelsorgeauftrages 
eigene Aufzeichnungen zu führen und zu verwenden. 

§3
 
Datennutzung im kirchlichen Bereich
 

(1) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen dürfen ge­
schützte personenbezogene Daten nur für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben verarbeiten und nutzen. Den Pfarrern 
und kirchlichen Mitarbeitern ist es untersagt, diese Daten 
zu einem anderen Zweck zu nutzen. 

(2) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen, Pfarrer 
und kirchlichen Mitarbeiter sind zur Einhaltung der Be­

stimmungen verpflichtet, die zum Schutz der personenbe­
zogenen Daten vor Mißbrauch erlassen sind. 

§4
 
Durchführung des Datenschutzes
 

(1) Die evangelische Kirche in Deutschlandund die Glied­
kirchen sind jeweils für ihren Bereich für die Einhaltung 
eines ausreichenden Datenschutzes verantwortlich. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Glied­
kirchen stellen jeweils für ihren Bereich sicher daß eine 
Übersicht geführt wird über ' 
1. die Art der gespeicherten personenbezogenen Daten, 
2. die Aufgaben, zu deren Erfüllung die Kenntnis dieser 
Daten erforderlich ist, und 
3. deren regelmäßige Empfänger. 

§5
 
Auskunft an den Betroffenen
 

(1) Betroffenen Personen ist auf Antrag Auskunft über die 
zu ihrer Person gespeicherten Daten zu erteilen. In dem 
~trag soll die Art der personenbezogenen Daten, über 
die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet wer­
den. . 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit 
1. die Auskunft die Erfüllung des der speichernden Stelle 
obliegenden kirchlichen Auftrages gefährden würde, 
2. die personenbezogenen Daten oder die Tatsache ihrer 
Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem 
Wesen nach, namentlich wegen der überwiegenden be­
rechtigten Interessen einer dritten Person, geheimgehal­
ten werden müssen. 

§6
 
Berichtigung von Daten
 

Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie 
unrichtig sind. 

§7
 
Beauftragte für den Datenschutz
 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Glied­
kirchen bestellen jeweils für ihren Bereich einen Beauf­
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tragten für den Datens~hutz. Die Gliedkirchen können 
bestimmen, daß für ihren diakonischen Bereich ein beson­
derer Beauftragter für den Datenschutz bestellt wird. 

(2) Zum Beauftragten für den Datenschutz darf nur bestellt 
werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforder­
liche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Er ist auf die 
gewissenhafte Erfüllung seiner Amtspflichten und die Ein­
haltung der kirchlichen Ordnungen zu verpflichten. 

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz ist in Ausübung 
seines Amtes an Weisungen nicht gebunden und nur dem 
kirchlichen Recht unterworfen. 

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz ist verpflichtet, 
über die ihm amtlich bekanntgewordenen Angelegenhei­
ten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für 
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa­
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Verpflichtung be­
steht auch nach Beendigung des Amtsverhältnisses. Der 
Beauftragte für den Datenschutz darf, auch wenn er nicht 
mehr im Amt ist, über Angelegenheiten, die der Ver­
schwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung seines 
Dienstherrn weder vor Gericht noch außergerichtlich 
aussagen oder Erklärungen abgeben; die gesetzlich be­
gründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen, bleibt unberührt. 

(5) Der Beauftragte für den Datenschutz bei der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland untersteht der Rechtsaufsicht 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
der Dienstaufsicht des Präsidenten des Kirchenamtes. 

(6) Die Gliedkirchen regeln die Rechtsstellung der Beauf­
tragten für den Datenschutz jeweils für ihren Bereich. 

(7) Für die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eige­
ner Rechtspersönlichkeit ist ein Betriebsbeauftragter für 
den Datenschutz zu bestellen. Er hat die Einhaltung der 
Bestimmungen über den Datenschutz sicherzustellen und 
arbeitet mit dem Beauftragten für den Datenschutz (Absatz 
1) zusammen. Für mehrere Werke und Einrichtungen 
kann ein gemeinsamer Betriebsbeauftragter für den Da­
tenschutz bestellt werden. 

§8
 
Aufgaben des Beauftragten für den Datenschutz
 

(1) Der Beauftragte für den Datenschutz wacht über die 
Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz. Zu 
diesem Zweck kann er Empfehlungen zur Verbesserung 
des Datenschutzes geben und die in § 1 bezeichneten 
kirchlichen Stellen in Fragen des Datenschutzes beraten. 
Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe hat der 
Beauftragte für den Datenschutz Gutachten zu erstatten 
und Berichte zu geben. 

(2) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen sind ver­

pflichtet, den Beauftragten für den Datenschutz bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Ihm ist Aus­
kunft und Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und 
Akten über die Verarbeitung personenbezogener Daten 
zu geben, insbesondere in die gespeicherten Daten und in 
die Datenverarbeitungsprogramme; ihm ist jederzeit Zu­
tritt zu allen Diensträumen zu gewähren. 

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz führt ein Register 
der automatisch betriebenen Dateien, in denen personen­
bezogene Daten gespeichert werden. Das Register kann 
von jedem eingesehen werden, der ein berechtigtes Inter­
esse nachweist. Die in § 1 bezeichneten kirchlichen SteI­
len sind verpflichtet, die von ihnen automatisch betriebe­
nen Dateien bei dem Beauftragten für den Datenschutz 
anzumelden. 

(4) Die kirchlichen Beauftragten sollen untereinander und 
mit den staatlichen und kommunalen Beauftragten für den 
Datenschutz zusammenarbeiten. 

§9
 
Anrufung des Beauftragten für den Datenschutz
 

Wer darlegt, daß er bei der Verarbeitung seiner perso­
nenbezogenen Daten durch eine der in § 1 bezeichneten 
kirchlichen Stellen in seinen Rechten verletzt worden ist, 
kann sich an den Beauftragten für den Datenschutz wen­
den, wenn die zuständige Stelle nicht abhilft. 

§10
 
Beanstandungsrecht des Beauftragten für den
 

Datenschutz
 

(1) Stellt der Beauftragte für den Datenschutz Verstöße 
gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige Män­
gel bei der Verarbeitung personenbezogener Daten fest, 
so beanstandet er dies gegenüber den zuständigen kirch­
lichen Stellen und fordert zur Stellungnahme innerhalb 
einer von ihm zu bestimmenden Frist auf. 

(2) Der Beauftragte für den Datenschutz kann von einer 
Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme ver­
zichten, wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt. 

(3) Mit der Beanstandung kann der Beauftragte für den 
Datenschutz Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und 
zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes verbin­
den. Wird der Beanstandung nicht abgeholfen, so ist der 
Beauftragte für den Datenschutz befugt, sich an das jewei­
lige kirchenleitende Organ zu wenden. 

(4) Die gemäß den Vorschriften des Absatzes 1 abzuge­
bende Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Maß­
nahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung des 
Beauftragten für den Datenschutz getroffen worden sind. 
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§11 
Ergänzende Bestimmungen 

(1) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland er­
läßt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kir­
chenkonferenz Bestimmungen zur Ergänzung und 
Durchfiihrung dieses Kirchengesetzes. 

(2) Die Gliedkirchen erlassen für ihren Bereich Bestim­
mungen zur Ergänzung und zur Durchfiihrung dieses 
Kirchengesetzes. 

(3) Soweit personenbezogene Daten von staatlichen oder 
kommunalen Stellen sowie von Sozialleistungsträgern 
übermittelt werden, gelten zum Schutz dieser Daten er­
gänzend die bundesrechtlichen Bestimmungen entspre­
chend. 

43) G. Nr. 467.01/18 

§12
 
Daten außerhalb von Dateien
 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland erläßt 
durch Rechtsverodnung nach Anhörung des Diakoni­
schen Rates mit Zustimmung der Kirchenkonferenz zur 
Wahrung des Sozialgeheimnisses Bestimmungen über 
den Schutz von personenbezogenen .Daten außerhalb 
von Dateien. 

§13 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evange­
lische Kirche in Deutschland am 1. Januar 1978 in Kraft. 

(2) Das Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkir­
chen in Kraft, wenn alle Gliedkirchen ihr Einverständnis 
erklärt haben. Jede Gliedkirche kann es für ihren Bereich 
zu einem früheren Zeitpunkt in Geltung setzen. 

Verordnung 
vom 22. Juni 1991 

über die Wahl zu den Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

.Aufgrund des § 10 Abs. 2 des Mitarbeitervertretungsge­
setzes vom 16. März 1991 (KABL 1991, Nr. 4/5, S. 53) 
bestimmt die Kirchenleitung das Folgende: 

§ 1
 
Zusammensetzung des Wahlvorstandes
 

(1) Die Wahl der Mitarbeitervertretung wird' von einem 
Wahlvorstand vorbereitet und durchgeführt. Er besteht 
aus drei bis fünf wahlberechtigten Mitgliedern und der 
entsprechenden Zahl von Ersatzmitgliedern. 

(2) Mitglieder und Ersatzmitglieder sollen nach Möglich­
keit einer Mitarbeitervertretung nicht angehören. Wird 
ein Mitglied des Wahlvorstandes als Wahlbewerber auf­
gestellt, so scheidet es aus dem Wahlvorstand aus; an seine 
Stelle tritt das Ersatzmitglied mit der nächst niedrigeren 
Stimmenzahl. 

§2
 
Bildung des Wahlvorstandes
 

(1) Der Wahlvorstand soll spätestens drei Monate vor Ab­
lauf der Amtszeit der Mitarbeitervertretung in einer von 
der amtierenden Mitarbeitervertretung einzuberufenden 
Mitarbeiterversammlung nach mündlicher Benennung 
durch offene Abstimmung mit einfacher Mehrheit der 
Anwesenden gewählt werden. Die Mitarbeiterversamrn­
lung kann mit einfacher Mehrheit schriftliche Abstimmung 
beschließen. 

,(2) In den Fällen des § 14 Abs. I MVG ist die Mitarbeiter­
versammlung unverzüglich durch die Dienststellenleitung 
einzuberufen. 

(3) Besteht noch keine Mitarbeitervertretung, so beruft die 
Dienststellenleitung eine Mitarbeiterversammlung ein. In 
den Fällen des § 5 Abs. 2 MVG beruft der jeweilige Propst 
die Mitarbeiterversammlung ein. In den Fällen des § 5 Abs. 
3 MVG benennt der zuständige Landessuperintendent ei­
nen Propst, der die Mitarbeiterversammlung einberuft. 

(4) Bei der ersten Bildung, von Mitarbeitervertretungen 
achtet der zuständige Landessuperintendent darauf, daß 
in den Propsteien das Wahlverfahren durchgeführt wird 
und koordiniert erforderlichenfalls die Zusammenschlüsse 
benachbarter Propsteien nach § 5 Abs. 3 MVG. 

§3
 
Geschäftsführung des Wahlvorstandes
 

(1) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsit­
zenden und einen Schriftführer. Hierzu beruft das älteste 
Mitglied den Wahlvorstand binnen drei Tagen nach seiner 
Wahl ein. 

(2) Über alle Sitzungen und die im Folgenden bestimmten 
Handlungen des Wahlvorstandes sind Niederschriften 
anzufertigen. Sie sind vom Vorsitzenden und dem Schrift­
führer zu unterzeichnen. 
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§ 4 
Wählerliste 

(1) Der Wahlvorstand stellt für jede Wahl eine Liste der 
nach § 8 MVG Wahlberechtigten (Wählerliste) und eine 
Liste der nach § 9 MVG wählbaren Mitarbeiter zusammen. 
Beide Listen sind mindestens vier Wochen vor der Wahl 
bei der Dienststelle für die Dauer von einer Woche zur 
Einsicht auszulegen oder allen Wahlberechtigten zu 
übersenden. 

(2) Jeder Mitarbeiter kann innerhalb einer Frist von einer 
Woche nach Auslegung oder Zugang der Listen gegen 
die Eintragung oder Nichteintragung eines Mitarbeiters 
Einspruch einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet un­
verzüglich und endgültig über den Einspruch und erteilt 
darüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid muß 
einen Hinweis auf die Möglichkeit der Wahlanfechtung 
gemäß § 12 MVG enthalten. 

§ 5
 
Wahltermin und Wahlausschreiben
 

(1) Der Tennin für die Wahl der Mitarbeitervertretung 
wird vom Wahlvorstand im Einvernehmen mit der jeweili­
gen Dienststellenleitung auf die Zeit zwischen dem 1. Sep­
tember und dem 31. Dezember des Wahljahres festgelegt. 
Der Wahlvorstand erstellt spätestens vier Wochen vor 
dem Wahltag ein Wahlausschreiben, das in geeigneter 
Weise bekanntzumachen ist, auswärtigen Wahlberechtig­
ten durch Zusendung. 

(2) Das Wahlausschreiben muß Angaben enthalten über 

a) Ort und Tag seines Erlasses, 

b) Ort, Tag und Zeit der Wahl, 

c) Ort und Zeit der Auslegung der in § 4 Abs. 1 genann­
ten Listen zur Einsichtnahme, 

d) den Hinweis, daß Einsprüche gegen die Listen binnen 
einer Woche nach Bekanntmachung (Auslegung oder 
Zusendung) beim Wahlvorstand eingelegt werden kön­
nen, 

e) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der
 
Mitarbeitervertretung,
 

f) die Voraussetzungen für die Briefwahl (§ 9), 

g) die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb der 
Frist gemäß § 6 einzureichen. 

§ 6 
Wahlvorschläge 

(1) Jeder Wahlberechtigte kann binnen zwei Wochen 

nach Bekanntgabe oder Zugang des Wahlausschreibens 
einen unterzeichneten Wahlvorschlag beim Wahlvor­
stand einreichen. Ein Wahlvorschlag darf nicht mehr 
Namen enthalten als Mitarbeiter zu wählen sind. 

(2) Die Wahlvorschläge sind vertraulich zu behandeln. 

(3) Der Wahlvorstand prüft unverzüglich die Ordnungs­
mäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der 
Vorgeschlagenen, Beanstandungen sind umgehend dem 
Unterzeichner des Wahlvorschlags (Abs. 1) mitzuteilen; 
sie können innerhalb der Einreichungsfrist behoben wer­
den. Der Wahlvorstand überzeugt sich, daß die Vorge­
schlagenen mit ihrer Nominierung einverstanden sind. 

§ 7
 
Gesamtvorschlag und Stimmzettel
 

(1) Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge 
zu einem Gesamtwahlvorschlag zusammen und führt darin 
die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Rei­
henfolge auf. Art und Ort der Tätigkeit der Wahlbewerber 
sind anzugeben. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag soll mindestens doppelt so­
viel Namen enthalten wie Mitglieder der Mitarbeiterver­
tretung zu wählen sind. Er ist den Wahlberechtigten späte­
stens eine Woche vor der Wahl in geeigneter Weise (z.B. 
Aushang, schriftliche Mitteilung) bekanntzugeben. 

(3) Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung des 
Gesamtwahlvorschlags (Abs. 1) herzustellen. Sie müssen 
die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschrif­
tung haben und die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
angeben. 

§ 8
 
Durchführung der Wahl
 

(1) Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei 
Mitgliedern des Wahlvorstandes statt. Diese führen die 
Wählerliste und bezeichnen darin die Wahlberechtigten, 
die gewählt haben. Vor Beginn der Stimmabgabe hat der 
Wahlvorstand festzustellen, daß die Wahlurnen leer sind; 
sie sind bis zum Abschluß der Wahlhandlung verschlossen 
zu halten. 

(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels 
ausgeübt, der zusammengefaltet in eine verschlossene 
Wahlurne gelegt wird. Es können auch Wahlumschläge 
für die Stimmzettel ausgegeben werden. Vor Aushändi­
gung des Stimmzettels ist festzustellen, ob der Wähler 
wahlberechtigt ist. 

(3) Erweist sich die Einrichtung mehrerer Stimmbezirke als 
erforderlich, so kann der Wahlvorstand seine Ersatzmit­
glieder zur Durchführung der Wahl heranziehen. In je­
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dem Stimmbezirk soll ein Mitglied des Wahlvorstandes bei 
der Durchfiihnmg der Wahl anwesend sein. Für die nöti­
gen Arbeiten im Wahlraum kann der Wahlvorstand Wahl­
helfer zuziehen. 

(4) Jeder Wahlberechtigte darf höchstens so viele Namen 
ankreuzen, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertretung zu 
wählen sind. Die Kennzeichnung soll durch ein Kreuz an 
der dafür vorgesehenen Stelle erfolgen. 

(5) Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist 
sicherzustellen. Körperlich behinderte Mitarbeiter kön­
nen sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedie­
nen. 

§9
 
Stimmabgabe durch Briefwahl
 

(1) Wahlberechtigte Mitarbeiter, die aus dienstlichen oder 
persönlichen Gründen verhindert sind, zur Wahl zu kom­
men, können ihr Wahlrecht im Wege der Briefwahl aus­
üben. 

(2) Auf Antrag wird solchen Mitarbeitern der Stimmzettel, 
ein neutraler Wahlumschlag und ein mit Anschrift versehe­
ner freigemachter Briefumschlag, auf dem der Absender 
verzeichnet ist, durch den Wahlvorstand übersandt. Der 
Antra~ soll eine Woche vor der Wahl beim Wahlvorstand 
vorliegen. Eine Ablehnung ist dem Antragsteller unver­
züglich mitzuteilen. Die Aushändigung des Wahlbriefes ist 
in der Wählerliste zu vermerken. 

(3) Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können 
nur berücksichtigt werden, wenn sie bis zum Ende der 
Wahlzeit beim Wahlvorstand eingegangen sind. 

(4) Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbrie­
fe und bewahrt sie bis zum Schluß der Wahlhandlung 
gesondert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der Wäh­
lerliste. Nach Schließung der Wahlhandlung öffnet der 
Wahlvorstand alle bis dahin vorliegenden Wahlbriefe, 
entnimmt ihnen die Wahlumschläge mit den Stimmzetteln, 
legt diese in die Wahlurne und vernichtet die Wahlbrief­
umschläge. 

(5) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Beendi­
gung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein ungültiger 
Wahlbrief ist samt seinem Inhalt auszusondern und zu den 
Wahlunterlagen zu nehmen. 

§10
 
Feststellung des Wahlergebnisses
 

(1) Nach Beendigung der Wahl stellt der Wahlvorstand 
unverzüglich fest, wieviele Stimmen auf die einzelnen 
Vorgeschlagenen entfallen sind und ermittelt ihre Reihen­
folge nach der Stimmenzahl. Das Ergebnis ist in einem 
Protokoll festzuhalten, das vom Wahlvorstand zu unter­

zeichnen ist. Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahl­
berechtigten öffentlich. 

(2) Sind gemäß § 8 Abs. 3 mehrere Stimmbezirke einge­
richtet, so stellt der Wahlvorstand erst nach Abschluß der 
Wahlhandlung in allen Stimmbezirken das Gesamtergeb­
nis fest. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Als Mitarbeitervertreter sind gewählt die Vorgeschla­
genen, auf die die meisten Stimmen entfallen. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los. 

(4) Als Ersatzmitglieder sind die Vorgeschlagenen ge­
wählt, auf die die nächst niedrigere Zahl der Stimmen ent­
fallt oder die bei der Feststellung der gewählten Mitarbei­
tervertreter durch Los ausgeschieden sind. 

(5) Ungültig sind Stimmzettel, 

a) die bei Verwendung von Wahlumschlägen nicht in ei­
nem Wahlumschlag abgegeben worden sind; 

b) die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden 
sind, 

c) auf denen mehr Namen als nach § 8 Abs. 4 zulässig 
angekreuzt worden sind oder aus denen sich der Wille 
des Wählers nicht zweifelsfrei ergibt. 

d) die einen Zusatz enthalten. 

(6) Sind Eheleute, Eltern oder Kinder gleichzeitig in die­
selbe Mitarbeitervertretung gewählt worden, so scheidet 
derjenige von ihnen aus, der die niedrigere Zahl der Stim­
men erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

§ll 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich in 
geeigneter Weise bekannt und benachrichtigt die Ge­
wählten schriftlich. Erklärt der Gewählte nicht innerhalb 
einer Woche dem Wahlvorstand, daß er die Wahl ablehnt, 
so gilt sie als angenommen. Lehnt ein Gewählter ab, so 
rückt an seine Stelle der Vorgeschlagene mit der nächst 
niedrigeren Stimmenzahl. 

§ 12
 
Vereinfachte Wahl
 

(1) In den Fällen des § 5 Abs. 2 und 3 MVG sowie in 
Dienststellen mit bis zu 20 Mitarbeitern kann eine verein­
fachte Wahl durchgeführt werden, wenn dies die Mitarbei­
terversammlung mit Zweidrittelmehrheit beschließt. 

(2) Im vereinfachten Verfahren wird die Wahl der Mitar­
beiter in einer Wahlversammlung der Mitarbeiter durch­
geführt. Die Wahlversammlung kann unmittelbar mit der 
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Mitarbeiterversammlung nach § 2, in der der Wahlvor­
stand gebildet wird, verbunden werden. Wird die Wahl­
versammlung nicht mit dieser Mitarbeiterversammlung 
verbunden, ist sie gesondert vom Wahlvorstand einzube­
rufen. 

(3) Die Wahlvorschläge werden in der Wahlversammlung 
durch Zuruf oder schriftlich gemacht. Sie werden zur Nie­
derschrift genommen und der Versammlung bekanntge­
geben. 

(4) Zur Durchfiihrung der Wahl werden an die Wahlbe­
rechtigten Stimmzettel mit den Namen der Vorgeschlage­

. nen,	 die ihre Zustimmung gegeben haben, in alphabeti­
scher Reihenfolge ausgegeben. Die von den Wahlbe­
rechtigten ausgefüllten und gefalteten Stimmzettel werden 
eingesammelt und vom Wahlvorstand sofort ausgezählt. 
Wenn kein Wahlberechtigter widerspricht, kann auch of­
fen (durch Handzeichen oder Zuruf) abgestimmt werden. 
§ 9 findet keine Anwendung. 

(5) Die Feststellung des Wahlergebnisses regelt sich nach 
§ 10 Abs. 3 und 4. 
(6) Die Erklärung über die Annahme der Wahl kann sofort 
mündlich abgegeben werden. Im übrigen gilt § 11 Satz 2 
und 3 entsprechend. 

§ 13
 
Mitteilung des Wahlergebnisses
 

(1) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes teilt das Ergebnis 
der Wahl unverzüglich der Leitung der Dienststelle, bei 

44) G.Nr. 211.00/18 

Beschluß der 

der die Mitarbeitervertretung gebildet ist, und dem Ober­
kirchenrat mit. 

§14 
Wahlakten 

Die Wahlakten (Niederschriften, Wählerlisten, Listen der 
Wählbaren, Wahlausschreiben. Wahlvorschläge, Stimm­
zettel usw.) sind von der Mitarbeitervertretung fünf Jahre 
aufzubewahren. 

§ 15 
Übergangsbestimmungen 

In Dienststellen, in denen im Laufe des Jahres 1991 Mitar­
beitervertretungen gebildet worden sind, die den Anfor­
derungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes entspre­
chen, bleiben diese bis zur nächsten allgemeinen Wahl im 
Aut. 

§ 16 
Inkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt am 1. September 1991 in Kraft. 

Die Kirchenleitung hat die vorstehende Verordnung be­
schlossen, die hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 24. Juni 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

Landessynode 
zum Vorentwurf der Erneuerten Agende 

Am 14. März 1991 faßte die Landessynode zum Vorent­
wurf der Erneuerten Agende einen Beschluß, der nach­
folgend bekanntgegeben wird: 

"Der im Auftrag des Rates der Ev. Kirche der Union ­
Bereich Deutsche Demokratische Republik, des Rates der 
Ev, Kirchen der Union - Bereich Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin/West, der Kirchenleitung der 
Vereinigten Ev.-Luth. Kirche in der Deutschen Demo­
kraitschen Republik und der Kirchenleitung der Vereinig­
ten Ev.-Luth. Kirche Deutschlands erarbeitete Vorentwurf 
der Erneuerten Agende (Lutherisches Verlagshaus Han­
nover 1990) wird zur Erprobung in der Ev.-Luth. Landes­
kirche Mecklenburgs freigegeben. 

In der bis zum Jahre 1993 dauernden Erprobungszeit 
erhalten Gemeinden und Mitarbeiter im Verkündigungs­

P dienst die Möglichkeit, Ordnungen und Texte des Vorent­

wurfs der Erneuerten Agende zu praktizieren, um Erfah­
rungen mit ihnen zu machen und so die Stellungnahme 
unserer Kirche vorzubereiten. Das 'Verfahren zur Samm­
lung der Stellungnahmen wird zur gegebenen Zeit durch 
den Oberkirchenrat bekanntgegeben. 

Die bisherige Agende I bleibt weiterhin in Kraft. Der Vor­
entwurf der Erneuerten Agende ist als ein Hilfsbuch für 
die sachgemäße Gestaltung des Gottesdienstes anzuse­
hen. 

Der Gebrauch der Erneuerten Agende setzt voraus: 

1. Die Struktur des Hauptgottesdienstes verläuft nach 
Grundform I. 

2. Wiederholbare Regelform ist Liturgie I. 
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3. Die Texte für Ordinarium und Proprium werden zum 
Gebrauch freigegeben." 

Schwerin, den 4. Juli 1991 
Der Oberkirchenrat 
F1ade 

45) G.Nr. 474.20/18 

Autbebung des Beschlusses über die 
jährliche Zusatzvergütung 

Der Beschluß der Kirchenleitung vom 11. Juni 1988 über 
die Zahlung einer jährlichen Zusatzvergütung an die Mit­
arbeiter der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs 
(Kirchl. Amtsblatt 1988, Seite 65) wird hierdurch aufgeho­
ben. 

Schwerin, den 1. Juni 1991 

Die Kirchenleitung 
gez.Müller i. A. 

46) G.Nr. 224.00/53 

Errichtung einer Pfarrstelle 

Die Kirchenleitung der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecldenburgs hat auf ihrer Sitzung am 1. Juni 
1991 beschlossen, eine zweite Pfarrstelle fiir die Kranken­
hausseelsorge in Rostock zu errichten. 

Schwerin, den 24. Juni 1991 
Die Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

47) 

Rostock-Groß Klein, Verwaltung 
Die Kirchenleitung hat am 6. April 1991 beschlossen, die 
n.Pfarrstelle in der Ufergemeinde Rostock-Groß Klein mit 
Wirkung vom 1. April1991 zur vollen Besetzung freizuge­
ben. Die mit der Errichtung dieser Pfarrstelle zum 1. 1. 1987 
ausgesprochene Beschränkung auf 50 Prozent ist damit 
aufgehoben. 
G. Nr. Rostock Groß Klein, Verwaltung/30 

Schwerin, am 10. April1991 

Der Oberkirchenrat 
Andreas F1ade 

48) G. Nr. 112.01122 

Wahlausschreibung für die Wahl zu 
den Kirchgemeinderäten 

Für die Wahl zu den Kirchgemeinderäten setzt der Ober­
kirchenrat gemäß § 2 Abs. 1 der Wahlordnung (Kirchen­
gesetz vom 17. November 1974 über die Wahl zu den 
Kirchgemeinderäten und zur Landessynode der Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs in der ab 
1. Januar 1985 geltenden Fassung - Kirchl. Amtsblatt 1985 S. 
49 ff.) den Zeitraum vom Sonntag. dem 10. Mai bis 
Sonnta2;. den 5. Juli 1992 fest. 

Diese Wahlausschreibung erfolgt mit Wirkung vom 10. 
November 1991. Die Änderungen der Orts satzungen 
müssen daher gemäß § 18 Abs. 2 der Wahlordnung bis zum 
9. November 1991 abgeschlossen sein. Die langfristige 
Ausschreibung der Wahl hat den Zweck, den Kirchge­
meinden zu ermöglichen, die Wahlen langfristig und 
gründlich vorzubereiten. Die Kirchgemeinderäte und die 
von ihnen zu berufenen Wahlausschüsse können ihre 
Aufgaben bei der Wahl hierdurch alsbald in Angriff neh­
men. Bereits in den Wintermonaten geben die Zusammen­
künfte der Kirchgemeinden Gelegenheit, darauf hinzu­
wirken, daß Wahlvorschläge ordnungsgemäß und fristge­
recht eingereicht werden. Die im Folgenden angegebe­
nen Termine sind jeweils Endtermine. Zu ihnen müssen 
die genannten Maßnahinen und Verfahren nach den Be­
stimmungen der Kirchgemeindeordnung und der Wahl­
ordnung abgeschlossen sein, um die gültige Wahl zwi­
schen dem 10. Mai und dem 5. Juli 1992 durchfiihren zu 
können. 

Eine Voraussetzung für die Ausübung des Wahlrechts ist 
die Eintragung in die Kirchgemeindekartei. 

Bis spätestens 10. Februar 1992 müssen folgende 
Aufgaben durchgefiihrt sein: 

1. Die Gemeindeglieder müssen gemäß § 23 Absatz 1 Satz 
3 der Kirchgemeindeordnung aufgefordert sein, sich da­

von zu überzeugen, daß sie in die Kirchgemeindekartei 
aufgenommen sind. Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 Wahlordnung 
kann die Aufnahme in die Kartei in Ausnahmefällen am 
Tag der Wahl vorgenommen werden, wenn ein Gemein­
deglied seine Zugehörigkeit zur Kirchgemeinde und sei­
ne Wahlberechtigung durch entsprechende Unterlagen 
glaubwürdig nachweisen kann. 

2. Die Kirchgemeinderäte müssen gemäß § 2 Abs. 2 die 
Wahlausschüsse berufen haben. Der Vorsitzende des 
Kirchgemeinderates verpflichtet alle Mitglieder des Wahl­
ausschusses zur gewissenhaften und vertraulichen Durch­
führurig ihrer Aufgaben. Der Wahlausschuß wählt sich 
einen Vorsitzenden. 
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3. Der Kirchgemeinde muß die Wahl mit den im § 3 WO 
vorgeschriebenen Angaben angezeigt sein. Mit der An­
zeige ist die Aufforderung zu verbinden. Wahlvorschläge 
an den Wahlausschuß schriftlich einzureichen und mit dem 
Hinweis. daß die Wahlvorschläge spätestens am 12. 
April 1992 eingereicht sein müssen, denn dann endet die 
im § 7 Abs. 1 Satz 2 WO festgelegte Frist von 4 Wochen. 

Die Vorsitzenden der Wahlaussschüsse teilen .die Namen 
der Vorgeschlagenen alsbald nach Eingang den zuständi­
gen Kirchgemeinderäten zur Überprüfung der Wählbar­
keit gemäß § 24 K GO mit. Über die Wählbarkeit entschei­
det nicht der Wahlausschuß. sondern der Kirchgemeinde­
rat und auf Beschwerde gegen seine Entscheidung der 
Landessuperintendent (§ 24 Abs. 2 KGO). Die Kirchge­
meinderäte teilen ihre Feststellung den Wahlausschüssen 
mit. Die Wahlausschüsse machen ggf. die Unterzeichner 
von Wahlvorschlägen darauf aufmerksam, daß Beschwer­
den gegen Beanstandungen oder Zurückweisungen bin­
nen 5 Tagen an den Landessuperintendenten gerichtet 
werden können (§ 8 Abs. 2 Satz 3 WO). 

Zwischen dem 12. April und dem 25. April vereuu­
gen die Wahlausschüsse Wahlbezirksweise die Namen 
der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge zu 
dem Wahlzettel nach näherer Bestimmung von § 7 Absät­
ze 2 und 3 WO. Die Wahlausschüsse bestimmen gemäß § 
10 Abs. 2 WO die Tage der Wahl, die innerhalb des Zeit­
raumes vom 10. Mai bis 5. Juli 1992 liegen müssen sowie die 
Dauer der Wahlhandlung. 

Bis spätestens 26. April 1992 (14 Tage vor der 
Wahl) sind den Kirchgemeinden die Wahlzettel sowie 
Wahlraum und -zeit durch Aushang und in sonst geeigne­
ter Weise bekanntzugeben (§ 9 Abs. 1 WO). 

Die Wahlzettel müssen daher spätestens am 25. April 1992 
fertiggestellt sein. Kirchgemeindeglieder, welche von der 
Möglichkeit einer Briefwahl Gebrauch machen wollen, 
müssen wissen, daß die Übersendung des Briefumschla­
ges mit dem Wahl zettel bis zum Wahltag an den Vorsitzen­
den des Wahlausschusses erfolgen muß (§ 10 Abs. 3 WO). 

Die Kirchgemeinderäte stellen gemäß § 13 WO die Wahl­
zettel her und versehen sie mit den Kirchensiegeln. Auf 
jedem Wahlzettel ist zu vermerken, wieviel Kirchenälteste 
zu wählen sind, also wieviel Namen höchstens angekreuzt 
werden dürfen. 

Im letzten Gottesdienst vor der Wahl hält die Kirchge­
meinde Fürbitte (§ 11 Abs. 1 WO). 

10. Mai bis 5. Juli 1992 Vollzug der Wahl 

Die nach § 13 Abs. 1 WO hergestellten Wahlzettel dürfen 
nach § 13 Abs. 2 WO den Gemeindegliedern nur im 
Wahlraum unmittelbar vor der Wahlhandlung zu deren 
Vorname ausgegeben werden. Die nach § 9 A~s. 1 WO 

bekanntgegebenen Wahlzettel sollen durch die Bekannt­
gabe die Gemeindeglieder mit dem Wahlzettel vertraut 
machen. Um jeden Mißbrauch dieser Exemplare auszu­
schließen. müssen sie deutlich und nicht auslöschbar als 
Muster gekennzeichnet werden. 

Bei Briefwahl wird nach § 10 Abs. 3 WO verfahren. 

Am 12. Juli 1992, dem auf die Wahl folgenden Sonntag, 
sind die gewählten Mitglieder des Kirchgemeinderates der 
Kirchgemeinde bekanntzugeben (§ 17 Abs. 3 WO) mit dem 
Hinweis auf das Einspruchsrecht nach § 17 Abs. 4 WO. 

Am 22. Juli 1992 läuft die Einspruchsfrist ab (§ 17 Abs. 4 
WO). Die Mitglieder des neugewählten Kirchgemeinde­
rates treten alsbald nach der Wahl zusammen und machen 
nach § 18 Abs. 1 WO in Verbindung mit § 25 KGO dem 
Landessuperintendenten Vorschläge für die Berufung 
von Kirchenältesten, soweit die Orts satzung vorsieht. eine 
bestimmte Anzahl von Kirchenältesten durch Berufung zu 
bestellen. Die gewählten und berufenen Mitglieder des 
Kirchgemeinderates sollen gemeinsam eingeführt werden 
(§ 18 Abs. 1 Satz 2 WO). 

Die vorstehenden Hinweise erübrigen es nicht, die Kirch­
gemeindeordnung und die Wahlordnung heranzuziehen 
und .genauestens durchzusehen. 

Schwerin, den 24. Juli 1991 
Der Oberkirchenrat 
Müller 

49) G. Nr. 177.00/65-2 

Bekanntmachung 

Das Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs über die Herstellung der Einheit 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur Ände­
rung der Verfassung der Landeskirche vom 16. März 1991 
(Kirchliches Amtsblatt S. 41) ist mit Wirkung vom 27. Juni 
1991 in Kraft getreten, nachdem das Kirchengesetz des 
Bundes der Evangelischen Kirchen zur Regelung von 
Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit 
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 24. Februar 
1991 zu diesem Zeitpunkt in Kraft gesetzt worden ist. Vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens an nimmt die Evangelisch-Lu­
therische Landeskirche Mecklenburgs die Rechte und 
Pflichten einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland wahr. 

Schwerin,den12.7.1991 

Der Oberkirchenrat 
Müller 
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50) G. Nr. Retschow, Verwaltung /49 

Strukturveränderung 
einer Kirchgemeinde 

Die Kirchgemeinde Retschow wird mit der Kirchgemeinde 
Steffenshagen mit Wirkung vom 1. Juli 1991 verbunden. 
Sitz der Pfarrstelle der verbundenen Kirchgemeinde ist 
Steffenshagen. Retschow wird zur ruhenden Pfarrstelle 
erklärt. 

Schwerin, den 2. Juli 1991 

Der Oberkirchenrat 

Flade 

51) G. Nr. 474.00/33 

Lohnordnung 

Auf Grund der Zehnten Bekanntmachung vom 23. Mai 
1981 zur Änderung der Vergütungsordnung für die kirch­
lichen Arbeiter der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs (Lohnordnung) vom 6. April 1950 ­
Kirchl. Amtsblatt Nr. 6/1981 - bestimmt der Oberkirchenrat: 

1. Die Lohntabelle zu §I der Vergütungsordnung für 
kirchliche Arbeiter erhält mit Wirkung vom 1. Juli 1991 
folgende Fassung: 

Lohntabelle 

Lohngruppe Stundenlohn 
in DM 

Ungelernte und 
Raumpflegerinnen 6,92 

TI	 Angelernte 7.21 

m	 Angelernte mit 
besonderer Tätigkeit 7.75 

IV	 Handwerker 8.65 

V	 Qualifizierte Handwerker 9.36 

2. In den Fällen, in denen bisher andere Stundenlöhne als 
die nach der in Ziffer 1. genannten Lohntabelle gezahlt 
worden sind, bleibt es bei den bisherigen Sätzen. Die 
Möglichkeit, in diesen Fällen die Entlohnung durch einen 
Änderungsvertrag zum Arbeitsvertrag auf die sich aus Zif­
fer 1. ergebenden Sätze umzustellen, bleibt unberührt, 

Schwerin, den 3. Juli 1991 
Der	 Oberkirchenrat 
Müller 

Ausschreibung 
unbesetzter Pfarrstellen 

52) G. Nr. Hagenow, Prediger /567-4 

Die Pfarrstelle 11 in Hagenow wird zur Wiederbeset­
zung durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrie­
ben (s.a. Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die 

. Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Mecklenburgs). 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Mai 1991 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­
ehenrat. Münzstr. 8,2751 Schwerin, zu richten. 

Schwerin, den 30. Apri11991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

53) G. Nr. Plau, Prediger /574-1
 

Die PfarrsteUe 11 in Plan wird zur Wiederbesetzung
 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben (s.a.
 
Kirchengesetz vom 30.November 1969 über die Übertra­

gung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen
 
Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juni 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstraße 8, 2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 16. Mai 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

54) G. Nr. Diedrichshagen, Prediger /315-1
 

Die Pfarrstelle in Diedrichsbagen wird zur Wieder­

besetzung durch Wahl des Kirchgemeinderates ausge­

schrieben (s.a, Kirchengesetz vom 30. November 1969
 
über die Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch­

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juni 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstr. 8,2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 17. Mai 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
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55) G. Nr. Rödlin, Prediger 1262-6 

Die Pfarrstelle in Rödlin wird zur Wiederbesetzung
 
durch den Oberkirchenrat ausgeschrieben (s.a, Kirchen­

gesetz vom 30. November 1969 über die Übertragung der
 
Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­

che Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juli 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstr. 8,2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 17. Mai 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

56) G. Nr, Buchholz, Prediger /199-1
 

Die Pfarrstelle in Buchholz wird zur Wiederbeset­

zung durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrie­

ben (s.a, Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die
 
Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutheri­

schen Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juli 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstr. 8, 2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 3. Juni 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

57) G. Nr. Prillwitz, Prediger /100-1
 

Die Pfarrstelle in Prillwitz wird zur Wiederbesetzung
 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben
 
(s.a.Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die
 
Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutheri­

schen Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. September
 
1991 bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Ober­

kirchenrat, Münzstr. 8,2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 3. Juni 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

58) G.Nr. Gadebusch, Prediger /508-1
 

Die PfarrstelJe I in Gadebuscb wird zur Wiederbeset­

zung durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrie­

ben (s.a, Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die
 
Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutheri­

schen Landeskirche Mecklenburgs).
 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juli 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstr. 8,2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 7. Juni 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

59) G. Nr. Levin, Prediger /194-1
 

Die Pfarrstelle in Levin wird zur Wiederbesetzung
 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben (s.a,
 
Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die Übertra­

gung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen
 
Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. September
 
1991 bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Ober­

kirchenrat, Münzstraße 8, 2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 11. Juli 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

60) G. Nr, Breesen, Prediger 1217-1 

Die Pfarrstelle in Breesen wird zur Wiederbesetzung
 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben (s.a.
 
Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die Übertra­

gung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen
 
Landeskirche Mecklenburgs).
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. August 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstraße 8,2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 15. Juli 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

61) G.Nr. Crivitz, Prediger /203-1
 

Die Pfarrstelle in Crivitz wird zur Besetzung durch
 
den Oberkirchenrat ausgeschrieben (s.a, Kirchengesetz
 
vom 30.November 1969 über die Übertragung der Pfarr­

stellen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
 
Mecklenburgs) .
 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. August 1991
 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkir­

chenrat, Münzstraße 8, 2751 Schwerin, zu richten.
 

Schwerin, den 23. Juli 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Stier
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PERSONALIEN 

Zum Propst bestellt wurde: 

Propst Helmut Fechtner in Suckow ist mit Wirkung vom 1. 
April 1991 erneut zum Propst der Propstei Parchim wieder­
bestellt worden. 
G. Nr. 123.12/8 

Pastor Werner Halpick in Lübtheen ist mit Wirkung vom 1. 
Juni 1991 zum Propst der Propstei Hagenow bestellt wor­
den. 
G. Nr. 123.1217-3 

Pastor Hermann Beste in Kirch Grambow ist mit Wirkung 
vom 1. September 1991 zum Propst der Propstei Gade­
busch bestellt worden. 
G. Nr. 123.15 /11 

Übertragung einer Pfarrstelle: 

Der Pastorin !rene de Boor in Hagenow ist die Pfarrstelle
 
in der Kirchgemeinde Groß Tessin als teilbeschäftigte
 
Pastorin (50 %) zum 15. Apri11991 übertragen worden.
 
Groß Tessin, Prediger /176-1
 

Dem Pastor Hermann Beste in Kirch Grarnbow ist die
 
Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Kirch Grambow zum 1.
 
Juni 1991 erneut übertragen worden.
 
Kirch Grambow, Prediger /286-7
 

Pastor Jürgen Kapiske, bisher Provinzialpfarrer für die
 
kirchliche Pressearbeit beim evangelischen Konsistorium
 
in Magdeburg und von dort freigestellt als Chefredakteur
 
für den Informationsdienst für lutherische Minderheitskir­

chen in Europa in Wien, wird mit Wirkung vom 1. Juni 1991
 
als Pastor für den Kirchlichen Pressedienst innerhalbeder
 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs
 
berufen. Er ist damit gleichzeitig Chefredakteur der
 
Mecklenburgischen Kirchenzeitung.
 
G. Nr. 454.04 /8-len 

Der Pastorin Jutta Schnauer in Rostock-Groß Klein ist die 
Pfarrstelle II in der Kirchgemeinde Rostock-Groß Klein 
zum 1. Juni 1991 übertragen worden. 
Rostock-Groß Klein, Prediger /22-2 

Der Pastorin Judith Braun in Döbbersen ist die Pfarrstelle 
in der Kirchgemeinde Döbbersen zum 1. Juli 1991 übertra­
gen worden. 

Dem Pastor Heinz-Christoph Strube in Retschow ist die
 
freigewordene Pfarrstelle I in der Kirchgemeinde Ro­

stock-Lütten Klein zum 1. Juli 1991 übertragen worden.
 
Rostock-Lütten Klein /43-6
 

Dem Pastor Hans Gernert in Friedland ist zum 1. Juli 1991
 
mit der selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle I in der
 
Kirchgemeinde Friedland beauftragt worden.
 
Friedland, Prediger /304-3
 

Dem Pastor Eckhard Krause in Breesen ist die freigewor­

dene Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Röbel - St. Manen
 
zum 1. August 1991 übertragen worden.
 
Röbel - St. Marien, Prediger /346-5
 

Dem Pastor Axel Bünning in Prillwitz ist die freigeworde­

ne Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Röbel - St. Nicolai
 
zum 1. August 1991 übertragen worden.
 
Röbel - St. Nicolai, Prediger /577-5
 

Dem Pastor Horst Netzel in Langenau ist die Pfarrstelle in
 
der Kirchgemeinde Slate zum 1. August 1991 übertragen
 
worden.
 
Slate, Prediger /209-11
 

Pastor Dr. Charles Yerkes in New York ist zum 1. August
 
1991 mit der selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle II in
 
der Kirchgemeinde Rostock-Evershagen beauftragt wor­

den.
 
Rostock-Evershagen, Prediger /28-4
 

Der Pastorin Antje Ahlhelm in Lichtenhagen-Dorf ist die
 
Pfarrstelle II in der Kirchgemeinde Bützow zum 1. Sep­

tember 1991 übertragen worden.
 
Bützow, Prediger /656-4
 

Dem Pastor Dr, Mattbias de Boor in Groß Tessin ist die
 
Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Neukloster zum 1. Sep­

tember 1991 übertragen worden.
 
Neukloster, Prediger /192-1
 

Dem Pastor Matthias Borchert in Neustrelitz ist die Pfarr­

stelle in der Kirchgemeinde Rödlin zum 1. September 1991
 
übertragen worden.
 
Rödlin, Prediger /263-2
 

Dem Pastor Horst Gützkow in Alt Strelitz ist die freige­

wordene Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Prillwitz zum
 
1. September 1991 übertragen worden. 
D"';I1\lI~t"J' DrD.rI;ll"u~r 1 (\"~LA 
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Der Pastorin Gudnm Krause in Hagensruhm ist die Pfarr­

stelle in der Kirchgemeinde Hohen Mistorf zum 1. Septem­

ber 1991 übertragen worden.
 
Hohen Mistorf, Prediger /406-1
 

Bestellung zum Datenschutzbeauftragten: 

Der Kirchenverwaltungsamtmann Ewald Teichert wird 
von der Kirchenleitung mit Wirkung vom 1. Januar 1991 
gemäß § 3 des Kirchengesetzes über den Datenschutz in 
der Ev.-Luth.-Landeskirche Mecklenburgs zum Daten­
schutzbeauftragten der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs berufen. Der Oberkirchenrat 
ernennt Herrn Teichert mit Wirkung vom 1. Januar 1991 
zum Kirchenverwaltungsamtsrat. 
Ewald Teichert, P.A. /89 

Bestellung zum stellvertretenden Datenschutz­
beauftragten: 

Die Leiterin des Rechnungsamtes der Landeskirche, Frau 
Rosemarie Reinholz, wird von der Kirchenleitung mit 
Wirkung vom 1. Juni 1991 gemäß § 3 des Kirchengesetzes 
über den Datenschutz in der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs zur stellvertretenden Daten­
schutzbeauftragten der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs berufen. 
Rosemarie Reinholz, P.A. /31 

Angestellt als B-Kirchenmusiker: 

Nach erfolgreichem Abschluß des Berufspraktikums ist 
Herr Christoph David Minke mit Wirkung vom 1. Juli 1991 
als B-Kirchenmusiker in der Kirchgemeinde Schönberg 
angestellt. 
Schönberg, Organist /223-3 

Eintritt in den Ruhestand: 

In den Ruhestand tritt Frau Propst Hanna Lübbert in Gade­
busch wegen Erreichens der Altersgrenze gemäß § 62 des 
Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evangelischen 
Kirchen vom 28. September 1982 (Kirchl. Amtsblatt Nr. 1/2/ 
3 vom 27. Februar 1984) mit Wirkung vom 1. Juli 1991. 
Hanna Lübbert, P.A. /54-3 

In den Ruhestand versetzt wird der Pastor Horst Warncke 

trag gemäß § 63 (1) des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes 
der Evangelischen Kirchen vom 28. September 1982 
(Kirchl. AmtsblattNr.1/2/3vom27. Februar 1984) 
Horst Warncke, P.A. /36-2 

Entlassen aus dem Dienst der Landeskirche: 

Der Pastor i.W. Joachirn Gauck in Rostock-Evershagen
 
wird auf seinen Antrag vom 13. Oktober 1990 zum 30.
 
November 1990 aus dem Dienst eines Pastors der Evange­

lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs gemäß
 
§65 des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evangeli­

schen Kirchen vom 28. September 1982 entlassen. Gemäß
 
§12 Absatz 1 (b) des Pfarrerdienstgesetzes verliert er die
 
Rechte zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra­

mentsverwaltung.
 
JoachimGauck, P.A. /46-1
 

Die Pastorin Gudrun Kerst in Rostock wird auf ihren An­

trag vom 28. Januar 1991 mit Wirkung zum 30. Apri11991
 
gemäß § 65 des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der
 
Evangelischen Kirchen vom 28. September 1982 aus dem
 
Dienst einer Pastorin der Evangelisch-Lutherischen Lan­

deskirche Mecklenburgs entlassen. Die Rechtsfolgen der
 
Entlassung ergeben sich aus §§ 12 und 65 des Pfarrer­

dienstgesetzes des Bundes der Evangelischen Kirchen.
 
Gudrun Kerst, Pers. Akten /3-2
 

Dienst in der Landeskirche Mecklenburgs 
beendet: 

Der Pastor i.W. Hanns-Christoph Richter in Rostock-Toi­
tenwinke1 setzt gemäß § 51 Abs. 2 des Pfarrerdienstgeset­
zes des Bundes der Evangelischen Kirchen vom 28. Sep­
tember 1982 sein Dienstverhältnis mit Wirkung vom 1. Juni 
1991 als Pastor in der Evangelischen Kirche des Görlitzer 
Kirchengebietes auf der Pfarrstelle in der Kirchgemeinde 
Rothenburg, Kirchenkreis Niesky, fort. Damit endet sein 
Dienstverhältnis in der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Mecklenburgs sowie der Wartestand. 
Hanns-Christoph Richter, P.A. /8-7 

Der Pastor Henning Utpate1 in Röd1in setzt gemäß § 51 
Absatz 2 des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evan­
gelischen Kirchen vom 28. September 1982 sein Dienstver­
hältnis mit Wirkung vom 1. Juli 1991 als Pastor in der Evan­
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg auf der Pfarrstelle 
Fennpfuhl fort. Damit endet sein Dienstverhältnis in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. 
u~~~;~_ TT> >_I D A ''In 
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Der Pastor Hubert Grapentin in Levin setzt gemäß § 51 
Abs, 2 des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evange­
lischen Kirchen vom 28. September 1982 sein Dienstver­
hältnis mit Wirkung vom 1. September 1991 als Pastor inder 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg auf der 
Pfarrstelle Dallgow fort. Damit endet sein Dienstverhältnis 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen­
burgs. 
Hubert Grapentin, P.A. /11-11 

Heimgerufen wurden: 

Heimgerofen wurde die Pastorin Gisela Albrecht in Neu­

baus (EIbe) am 15. April 1991 im 55. Lebensjahr.
 
GiselaAlbrecht, P.A. 140-2
 

Heimgerufen wurde der Pastor i.R. Walter Romberg, frü­

her Bemo-Gemeinde in Schwerin, zuletzt wohnhaft in W­

6600 Saarbrücken, Neunkireher Straße 42, am 18. April
 
1991 im 72. Lebensjahr.
 
Walter Romberg, P.A. 180
 

Heimgerufen wurde der Pastor i.R. Gotthold Ziemer, frü­

her in Grüssow, zuletzt wohnhaft in 0-4600 Lutherstadt
 
Wittenberg, Dörffurthstraße 7, am 20. April 1991 im 84.
 
Lebensjahr.
 
Gotthold Ziemer, P.A. 119-1
 

Heimgerufen wurde der Pastor i. R. Amold Hammermei­

ster, früher in Recknitz, zuletzt wohnhaft in Güstrow,
 
Schwaaner Straße 31, am 23. April 1991 im Alter von 91
 
Jahren.
 
Amold Hammermeister, P.A. 130
 

Heimgerufen wurde der Pastor i. R. Wolfgang Trenkler,
 
früher in Conow, zuletzt wohnhaft in W-2418 Ratzeburg,
 
Jägerstraße 11, am 18. Juni 1991 im Alter von 78 Jahren.
 
Wolfgang Trenkler, P.A. 144
 

Heimgerufen wurde der Propst i.R, Hans-Wemer Ohse,
 
früher in Gadebusch, zuletzt wohnhaft in 0-2560 Bad Do­

beran, Dammchaussee 3, am 3. Juli 1991 im Alter von 93
 
Jahren.
 
Hans-Wemer Ohse, P.A. 182.
 

Heimgerufen wurde der ehemalige kirchliche Baubeauf­

tragte Architekt Wemer Hebert in Schwerin am 6. Juli 1991
 
im Alter von 95 Jahren.
 
Wemer Hebert, P.A. 138
 

)G. Nr. 414.03/42 

Zweite Theologische Prüfung 

Die Zweite Theologische Priifung (Diensteignungsprii­
.fung) vor der Priifungskommission für die Zweite Theolo­
gische Prüfung der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs baben am 25. Juni 1991 bestanden: 

Die Vikare
 
Dr. Matthias de Boor aus Groß Tessin
 
Matthias Borchert aus Neustrelitz
 

und die Vikarinnen
 
Antje Ahlhelm aus Rostock-Lichtenhagen
 
Maren Borchert aus Neubrandenburg
 
Anne-Dorle Hoffgaard aus Damsbagen
 
Gudrun Krause aus Hagensruhm
 
Kristina Lembcke aus Ostseebad Rerik.
 

Schwerin, den 1. Juli 1991 

Der Oberkirchenrat
 
Stier
 

62) G.Nr. 418.04/86 

Jahresprogramm 1992
 
des Prediger- und Studienseminars
 

der VELKD in Pullach
 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kursprogramm 
des Prediger- und Studienseminars der VELKD in Pullach 
für das Jahr 1992 bekannt. Interessenten für einzelne Stu­
dienkurse melden sich bitte beim Oberkirchenrat. Die Stu­
dienkurse gelten als eine Form der Weiterbildung. Wenn 
die Zustimmung des zuständigen Landessuperintendenten 
vorliegt, unterstützt der Oberkirchenrat in der Regel die 
Teilnahme. 

Schwerin, den 25. Juni 1991
 
Der Oberkirchenrat
 
Andreas Flade
 

Kursprogramm für das Jahr 1992 

137. Studienkurs von Dienstag, 7.1., bis Freitag, 24.1. 1992 

"Auftrag und Praxis der Kirchenleitung auf mittlerer
 
Ebene" .
 

Dieser Kurs ist das alljährliche Angebot für Führungskräf­

te der mittleren Ebene, die ihren Dienst vor ein bis zwei
 
Jahren angetreten haben. Drei Schwerpunkte werden
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gesetzt: Die anstehenden Leitungsaufgaben (Kirchen­

kreis als Handlungsebene, Pfarrkonferenz, Visitation,
 
Diakonie), eine theologische Orientienmg im Blick auf
 
den Forschungsstand von Exegetik und Systematik und
 
Organisations- und Managementfragen sollen zum gegen­

seitigen Erfahnmgsaustausch und zu gemeinsamer theolo­

gischer Reflexion anregen.
 
Teilnehmer: Superintendenten, Pröpste und Dekane.
 

138. Studienkursvon Mittwoch, 29. 1., bis Mittwoch 12. 2. 
1992. 

"Diakonie zwischen Staat und Kirche". 

Die Vorgaben staatlicher und kommunaler Regelungen 
und Gesetze und die Erwartungen der Kirche bilden die 
beiden Pole, zwischen denen die Arbeit des Diakonischen 
Werkes sich vollzieht. Dabei nimmt diese Arbeit teil an 
allen Entwicklungen, Brüchen und Spannungen der Ge­
sellschaft wie der Volkskirche. Kommt in dieser Situation 
die kritische Funktion des Diakonischen Werkes/der Kir­
che gegenüber staatlicher Sozialgesetzgebung und volks­
kirchlicher Betriebsamkeit zu kurz? Diese Probleme sol­
len auf diesem Kurs theologisch reflektiert werden. 
Teilnehmer: Leiter größerer Diakonischer Einrichtungen. 

139. Studienkurs von Montag, 17.2., bis Freitag, 28.2. 1992. 

"Zur Leitung der Kirche berufen" - Theologinnen im 
kirchenleitenden Amt. 

Immer mehr Theologinnen sind in leitenden Stellungen
 
auf allen Ebenen der Kirche tätig. Damit sind für sie per­

sönlich sehr oft organisationssoziologische und pastoral­

psychologische Probleme verbunden. Vor allem bringen
 
die Frauen ihre eigenen Vorstellungen mit - und begeg­

nen Erwartungen, die man ihnen andererseits gegenüber
 
hegt. Fragen der Gestalt und der Gestaltung der
 
(Volks-) Kirche und ihres Umgangs mit Macht werden neu
 
gestellt. Darüber gemeinsam nachzudenken lädt dieser
 
Studienkurs ein.
 
Teilnehmer: Theologinnen in leitenden Stellungen auf al­

len Ebenen der Kirche.
 
Leitung:' Professor Dr. Eleonore von Rotenhan, Rektor
 
Martin Voigt,
 

140. Studienkurs von Mittwoch, 25.3., bis Sonnabend, 4. 4. 

"Mündige Gemeinde an Hochschulen - der geistliche 
Auftrag der Studentenpfarrer/-pfarrerinnen angesichts 

der Situation an den Hochschulen". 

In der vielschichtigen Situation an den Hochschulen leben 
Studentenpfarrer und -pfarrerinnen in ständiger Span­
nung zwischen wissenschaftlicher Theorie und gesell­

schaftlicher Praxis, zwischen sich orientierenden jungen 
Erwachsenen und etabliertem "Mittelalter", zwischen 
volkskirchlicher Tradition und säkularem Denken, zwi­
schen aufgeklärten Zukunftsvisionen und weltweitem 
Unrecht. Wie können Christen und Kirche diese Situation 
wahrnehmen und verantwortlich mit ihr umgehen? Diese 
Frage berührt Grundprobleme des Glaubens und der 
Ekklesiologie. Sie sollen auf diesem Studienkurs bedacht 
werden. 
Teilnehmer: Studentenpfarrer und -pfarrerinnen. 

141. Studienkurs von Montag, 27. 4., bis Freitag, 8. 5.1992 

"Tauflehre und Taufpraxis " 

Die Taufe wird weithin als Chance kirchlichen Handelns 
in der Gemeinde begriffen. Darum gilt es, im Austausch 
von Erfahrungen das eigene Bewußtsein von der 
Taufpraxis zu entwickeln und zu erweitern. Es soll die 
ausgeübte Praxis der Taufe reflektiert und in einen 
Zusammenhang gebracht werden mit der traditionellen 
Dogmatik einerseits und Ergebnissen empirischer 
Forschungen andererseits. Daraufhin können mögliche 
Formen des kirchlichen Handelns im Kontext der Taufe 
kreativ entworfen und reflexiv kontrolliert werden. Das 
Ziel ist es, eine Taufpraxis zu finden, die den Kontext 
sowohl zu den Betroffenen wahrt als auch zum übrigen 
kirchlichen Handeln in der Gemeinde. 
Teilnehmer: Pfarrerinnen und Pfarrer. 

142. Studienkurs von Mittwoch, 13.5., bis Mittwoch 27.5. 
1992. 

"Chancen und Probleme der Ökumene vor Ort" 

Trotz aller Belastungen im Großen und im Kleinen geht 
der ökumenische Prozeß gegenseitiger Verstiindigung 
und Zusammenarbeit weiter. Aber es bleiben immer noch 
Fremdheiten, die von gegenseitiger Unkenntnis und von 
Mißverständnissen begleitet werden, z.B. auf dem Gebiet 
der (Volks-) Frömmigkeit in beiden Kirchen und in sozial­
ethischen Grundfragen. Diesen Problemen theologisch 
nachzugehen, Anregungen aus der Erfahrung auszutau­
schen und gemeinsam neue Wege zu finden lädt dieser 
Studienkurs Vertreter der evangelischen und katholi­
schen Kirche ein. 
Teilnehmer: Pfarrerinnen und Pfarrer, die in besonderer 
Weise in der Ökumene auf allen Ebenen tätig sind (ACK 
usw.). Die TeilnehmerzaW ist beschränkt, da eine Hälfte 
von der katholischen Kirche gestellt wird. 

143. Studienkursvon Dienstag, 9. 6., bis Freitag, 19. 6. 1992. 

"Pressekurs "
 
(OKR Jeziorowski)
 

1992 
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144. Studienkurs von Montag, 14.9., bis Freitag, 25.9.1992 

"...unter GottesWort und Gebet beerdigt" 

Die Beerdigung ist der Casus, der in der Volkskirche die 
meisten Menschen erreicht. Sie stellt für die Betroffenen 
Grundfragen des Lebens und des Glaubens und ist somit 
eine besondere Herausforderung für Seelsorge und Ver­
kündigung. Für die Theologen ist jede Beerdigung mit 
einem Kranz theologischer, see1sorgerlicher und homileti­
scher Probleme verknüpft. Vor allem unser Predigen am 
Grabe soll in diesem Kontext theologisch und praktisch 
reflektiert werden. 
Teilnehmer: Pfarrerinnen und Pfarrer. 

145. Studienkurs von Montag, 5.10., bis Freitag, 23.10.1992. 

"Zwischen Amtskirche und Volkskirche: Die Ämter für 
Gemeindedienst" . 

Die vielfältigen Abteilungen und Werke in den Ämtern für
 
Gemeindedienst spiegeln die Aufgaben, Chancen und
 
Probleme der (Volks-)Kirche in unserer Gesellschaft wi­

der. Das erfordert eine theologisch-reflektierte und zie1­

orientierte Arbeit aller Beteiligten - und eine angemessene
 
Leitung und Begleitung der Mitarbeiter durch die Verant­

wortlichen. Diese Fragen gemeinsam zu bedenken, lädt
 
dieser Kurs ein.
 
Teilnehmer: Leiterinnen und Leiter der verschiedenen
 
Arbeitszweige in den Ämtern für Gemeindedienst.
 

146. Studienkurs von Montag, 2. 11., bis Freitag, 13. 11. 1992. 

"Symbole - zum Zusanunenhang von Erfahrung 
und Theologie". 

Theologie ohne Erfahrung ist zwar scharfsinnig, aber 
lebensfern und darum ideologieanfällig. Erfahrung ohne 
Reflexion ist blind und nicht kommunizierbar, aber dafür 
lebensnah. Dieser Gegensatz reicht in der Kirchen- und 
Theologiegeschichte weit zuriick. Gleichzeitig ist die 
kirchliche Tradition reich an Symbolen. Auf sie soll zu­
riickgegriffen werden, um den schöpferischen Umgang 
mit Symbolen zu lernen. Das Ziel ist es, Symbolen ange­
messenen Raum zu geben, um sie zu einer kritischen Er­
neuerung gemeindlichen Lebens und kirchlichen Han­
delns beitragen zu lassen. 
Teilnehmer: Pfarrerinnen und Pfarrer. 

Gastkurs: 

10. bis 20.3.1992 Fortbi1dungsseminarfürMitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des gehobenen Dienstes in der kirchli­
chen Verwaltung. 

63) G. Nr. 272.10/8 

Beratungsstellen
 
und Sozialstationen in der Evange­


lisch-Lutherischen Landeskirche
 
Mecklenburgs
 

Der Oberkirchenrat gibt nachstehend die Anschriften der 
neuentstandenen Beratungsstellen des Diakonischen 
Werkes und der Sozialstationen in den Kirchgemeinden 
bekannt. 

Es wird gebeten, Veränderungen und Ergänzungen bei 
den Anschriften unter obenstehendem Aktenzeichen dem 
Oberkirchenrat mitzuteilen. 

Schwerin, den 9. Juli 1991 
Der Oberkirchenrat 
Flade 

Beratungsstellen 

Diakonisches Werk, Ev, Beratungsstelle, Neue Bahnhof­
straße 15, 0-2620 Bützow, Leiter: Hans-Dieter Paetow, 
Tel. 2319. 

Diakonisches Werk, Ev. Beratungsstelle, Goethestr. 34,0­
2560 Bad Doberan, Tel. 2048. 

Diakonisches Werk, Ev. Beratungsstelle, Bahnhofstraße 
20,0-2070 Röbel, Leiter: Reinhard Falkner, Tel. 411, App. 
348. 

Diakonisches Werk, Ev. Beratungsstelle, Lindenstr. 29, 0­

2800 Ludwigslust, Leiterin: Mariarme Stephan, Tel. 2065.
 

Stadtmission Rostock, Ev. Beratungsstelle, Friedhofsweg
 
11, 0-2500 Rostock 1, Leiter: Pastor Gottfried Frahm, Tel.
 
22844.
 

Außenstelle
 
Ev. Beratungsstelle, Kopenhagener Str., Turnhallenkom­

plex, 0-2520 Rostock 22, Leiterin: Angela Ulbrich, Tel.
 
713008.
 

Stadtmission Schwerin, Ev. Beratungsstelle, Apothekerstr,
 
41, 0-2757 Schwerin, Leiterin: Christiane Seyfarth, Tel.
 
861460
 

Außenstell e
 
Ev. Beratungsstelle, Lübsche Str. 120, 0-2400 Wismar,
 
Leiterin: Arme-Marie Rocholl, Tel. 7232.
 

Diakonisches Werk, Ev, Beratungsstelle, Bahnhofstr. 3, 0­

2860 Lübz, Leiter Dr. Reinhard Nissler, Tel. 2500.
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Sozialstationen 

Kit'chenkreis Güstrow 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Bützow, Kirchenstr. 4, 0-2620 
Bützow, 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Malchow, Langestr. 54,0-2063 
Malchow. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Schwaan, Schulstr. 12, 0-2625 
Schwaart.
 

Kreisdiakonisches Amt, Glevinerstr. 10,0-2600 Güstrow.
 

Kirchenkreis Malchin
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Gnoien, Kirchplatz 11, 0-2052
 
Gnoien.
 

Ev.- Luth. Kirchgemeinde Kirch-Grubenhagen, Post:
 
0-2061 Vollrathsruhe, PF 022.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Malchin, Schwerinerstr. 5, 0­

2040 Malchin.
 

Sozialstation Groß HeUe, Ev.-Luth. Kirchgemeinde Mölln,
 
0-2021 Mölln ü. Altentreptow.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Penzlin, Speckstr. 4, 0-2064
 
Penzlin.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Stavenhagen, Bei der Kirche 2,
 
0-2044 Stavenhagen.
 

Ev-Luth. Kirchgemeinde Teterow, Predigerstr. 2,0-2050
 
Teterow.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde St. Marien, Mühlenstr. 13, 0­

2060 Waren/Müritz.
 

Kirchenkreis Parchim
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Conow, Kirchplatz 2, Post
 
Malliß, 0-2806 Conow.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Goldberg, Kirchenstr. 23, 0­

2862 Goldberg.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Marnitz, Ringstr. 6,0-2851 Mar­

nitz.
 

Ev-Luth. Kirchgemeinde Muchow, An der Tamitz 19, 0­

2801 Muchow.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Plau, Kirchplatz 7, 0-2864 Plau.
 
Ev.-Luth. Kirchgemeinde Spornitz, Friedensstr. 42, 0-2851 
Spornitz. 

'Ev.-Luth. Kirchgemeinde Lübtheen, Kirchenplatz 7, 0­

2822 Lübtheen.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Tripkau, PF 98,0-2841 Tripkau.
 

Kirchenkreis Rostock Stadt
 

Ev.-Luth.Kirchgemeinde Groß Klein, Fritz-Meyer-Scharf­

fenberg-Weg 7 a, 0-2520 Rostock.
 

Ev. Luthergemeinde Rostock, Robert-Schumann-Str. 27,
 
0-2510 Rostock 27.
 

Stift Bethlehem, Gemeindeschwesternstation, August-Be­

bel-Str, 28,0-2500 Rostock.
 

Kirchenkreis Rostock Land 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Neubukow, Mühlenstr. 3, 0­

2567 Neubukow.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Kröpelin, Pfarrhaus 01, 0-2564
 
Kröpelin.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Satow, Parkstr. 2,0-2574 Satow,
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Ribnitz, Neue Klosterstr. 17,0­

2590 Ribnitz-Damgarten.
 

Kirchenkreis Stargard
 

Ev.-Luth. Johannisgemeinde, Gr. WoUweberstr. 1,0-2000
 
Neubrandenburg.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Neustrelitz, Borwinheim, Straße
 
der Solidarität, 0-2080 Neustrelitz.
 

Kirchenkreis Schwerin
 

Bv-Luth. Kirchgemeinde Boizenburg, Straße der Solida­

rität 13, 0-2830 Boizenburg.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Crivitz, Kirchenstr. 2, 0-2712 
Crivitz. 

Ev.-Luth. Domgemeinde Schwerin, Am Dom 1, 0-2750 
Schwerin.
 

Ev.-Luth. Paulsgemeinde Schwerin, Bäckerstr. 2, 0-2754
 
Schwerin.
 
Neues Ufer e. V. Rampe,0-2711 Rampe.
 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Rehna, Mühlenstr. 13, 0-2732
 
Rehna.
 

Kirchenkreis Wismar
 

EV.-Luth. Kirchgemeinde Dabei, Wilhelm-Pieck-Str. 2 b,
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0-2724 DabeI. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Dassow, Lübeckerstr. 68, 0­
2424 Dassow. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Bobitz, 0-2401 Bobitz, 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Gressow, PF 110,0-2401 Gres­
sow. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Schönberg, Hinterstr. 4, 0-2440 
Schönberg. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Sternberg, Mühlenstr. 4, 0-2720 
Sternberg. 

Ev.-Luth. Kirchgemeinde Warin, Rudolf-Breitscheid-Str. 2 
a, 0-2723 Warin. 

Stift Bethlehem, Schwesternstation, Marienkirchhof 3, 0­
2400 Wismar. 

64) 

Heim- und Wirtschaftsleiterinl-leiter 
gesucht. 

Wer hat Freude am Zusammenleben und -arbeiten mit 
jungen Menschen? Die Evangelische Ausbildungsstätte 
für Gemeindepädagogik in Potsdam sucht zum 1. März 
1992 eine NachfolgeriniNachfolger für die langjährige 
Heim- und Wirtschaftsleiterin, die in den Ruhestand geht. 

Die neue Mitarbeiterin/der Mitarbeiter sollte gute Kennt­
nisse in Wirtschaftsführung und Buchhaltung haben. Die 

Handreichung für den kirchlichen Dienst 

Internatsleitung (ca. 40 Plätze) gehört zu ihren/seinen 
Aufgaben. 

Eine schöne Zwei-Zimmer-Dienstwohnung im Haus ist 
vorhanden. Vergütung und Urlaub nach kirchlicher Ver­
gütungsordnung. Bewerbungen sind zu richten an Herrn 
Joachim Harder, Johannes-Dieckmann-Allee 5/6, 0-1560 
Potsdam, Telefon 21976. 

65) 

Tagung der Luther-Akademie 
(Sondershausen) 

Über das Thema "Kinderkrankheiten oder Altersgebre­
chen? Probleme der parlamentarischen Demokratie in 
Ostdeutschland" wird der Thüringer Landtagspräsident 
Dr. Müller bei der diesjährigen Tagung der Luther-Aka­
demie (Sondershausen) in Eisenach sprechen. Weitere 
Referenten sind der Beauftragte der Evangelischen Kir­
chen bei der Landesregierung Sachsen-Anhalt, Oberkir­
chenrat Dr. Schultze, sowie Professor Dr. Honecker 
(Bonn), Dr. Kirchner (Berlin) und Professor Dr. Seils 
(Jena). Die Tagung, die vom 27. bis 30. September im Haus 
Hainstein stattfindet, hat das Gesamtthema "Evangelische 
und katholische Gesellschaftskonzeptionen - Positionen, 
Probleme und Beziehungen". 

Die Teilnahmekosten (einschließlich Unterkunft und Ver­
pflegung) betragen (unter Berichtigung früherer Mittei­
lung) 115 DM. Anmeldungen sind an die Geschäftsstelle 
der Luther-Akademie, Frau D. 00, Borsigstraße 5,0-1040 
Berlin, zu richten. 

Andacht zum Gedenktag des Überfalls auf die Sowjetunion am 22.
 
Juni 1941,
 

von Landesbischof Christoph Stier
 

gehalten während der Sondertagung der mecklenburgischen Landessynode 
am 22. Juni 1991 in Schwerin 

Heute vor 50 Jahren begann innerhalb des Verlaufs 
des Zweiten Weltkrieges der verbrecherische Erobe­
rungs- und Vernichtungskrieg Deutschlands gegen 
die Sowjetunion mit all seinen schlimmen Folgen. Es 
geht um genaues Sprechen; Nur solch genaues Spre­
chen ist der Geschichte angemessen. Nichts darf be­
schönigt, verschleiert, entschuldigt werden. Und wir 
gedenken heute morgen an alle Opfer, gleicher wel­
r.hp.r N::Ition zuoahörio. auf welcher Seite stehend. Ich 

lese aus Dokumenten jener Zeit. Es sind Bußworte, so 
oder so. Ich stelle sie kommentarlos nebeneinander. 

Aus dem sogenannten "Kommisserbeteht" vom 6. 
Juni 1941 

Geheime Kommandosache 

Richtlinien für die Behandlung politischer Kommissare 

Chefsache! 
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Nur durch Offizier 

"In diesem Kampf ist Schonung und völkerrechtliche 
Rücksichtnahme diesen Elementen gegenüber falsch. Sie 
sind eine Ge-fahr für die eigene Sicherheit und die 
schnelle Befriedung der eroberten Gebiete. 

Die Urheber barbarisch asiatischer Kampfmethoden sind 
die politischen Kommissare. Gegen diese muß daher 
sofort und ohne weiteres mit aller Schärfe vorgegangen 
werden. Sie sind daher, wenn im Kampf oder im Wider­
stand ergriffen, grundsätzlich sofort mit der Waffe zu 
erledigen. " 

Aus dem Telegramm des Geistlichen Vertrauensra­
tes der Deutschen evangelischen Kirche vom 1. Juli 
1941 an Hitler: 

"Der Geistliche Vertrauensrat der Deutschen evangeli­
schen Kirche versichert Ihnen, mein Führer, in diesen 
hinreißend bewegten Stunden aufs neue die unwandel­
bare Treue und Einsatzbereitschaft der gesamten evan­
gelischen Christenheit des Reiches. Sie haben, mein 
Führer, die bolschewistische Gefahr im eigenen lande 
gebannt und rufen nun unser Volk und die Völker Europas 
zum entscheidenden Waffengange gegen den Todfeind 
aller Ordnung und aller abendländisch-christlichen Kultur 
auf. Das deutsche Volk und mit ihm alle seine christlichen 
Glieder danken Ihnen für diese Ihre Tat." 

"Die Deutsche Evangelische Kirche ist mit allen ihren 
Gebeten bei Ihnen und bei unseren unvergleichlichen 
Soldaten, die nun mit so gewaltigen Schlägen daran ge­
hen, den Pestherd zu beseitigen, damit in ganz Europa 
unter Ihrer Führung eine neue Ordnung erstehe und aller 
inneren Zersetzung, aller Beschmutzung des Heiligsten, 
aller Schändung der Gewissensfreiheit ein Ende gemacht 
werde." 

Dieses Telegramm ist am 9. Juli 1941 an die Herren 
Geistlichen der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs mit diesen Worten weitergeleitet 
worden: 

"Die Herren Geistlichen werden angewiesen, das Tele­
gramm um seiner grundsätzlichen Bedeutung willen den 
Gemeinden im Gottesdienst bekannt zu geben. Heil Hitler!" 

Aber auch dieses gibt es. Graf von Moltke schreibt in 
einem Brief an seine Frau im August 1941 : 

"Die Nachrichten aus dem Osten sind wieder schrecklich. 
Wir haben offenbar doch sehr, sehr große Verluste. Das 
wäre aber noch erträglich, wenn nicht Hekatomben von 
leichen auf unseren Schultern lägen. Immer wieder hört 
man Nachrichten, daß von Transporten von Gefangenen 
oder Juden nur 20 Prozent ankommen, daß in Gefange­
nenlagern Hunger herrscht, daß Typhus und alle anderen 
Mangel-Epidemien ausgebrochen seien, daß unsere ei­
genen leute vor Erschöpfung zusammenbrächen. Was 
wird passieren, wenn das ganze Volk sich klar ist, daß 
dieser Krieg verloren ist, und zwar ganz anders verloren 
als der vorige? Mit einer Blutschuld, die zu unseren leb­
zeiten nicht gesühnt und nie vergessen werden kann, mit 
einer Wirtschaft, die völlig zerrüttet ist? Werden die 
Männer aufstehen, die imstande sind, aus dieser Strafe 
die Buße und Reue und damit allmählich die neuen 
lebenskrätte zu destillieren?" 

Aus dem Armeebefehl des Oberbefehlshabers der 6. 

Annee vom 10. Oktober 1941 :
 

"Der Soldat hat zweierlei zu erfüllen:
 

, . Die völlige Vernichtung der bolschewistischen Irrlehre
 
des Sowjetstaates und seiner Wehrmacht, 

2. die erbarmungslose Ausrottung artfremder Heimtücke 
und Grausamkeit und damit die Sicherung des lebens der 
deutschen Wehrmacht in Rußland. 

Nur so werden wir unserer geschichtlichen Aufgabe ge­
recht, das deutsche Volk von der asiatisch-jüdischen Ge­
fahr ein für allemal zu befreien." 

Schließlich Sätze aus einem Rundbrief des Kirchli ­
chen Einigungswerkes vom 1. Oktober 1943 - also 
mitten im Krieg, geschrieben von Landesbischof 
Wunn, Stuttgart. 

"Auch unser deutsches Volk hat große Schuld auf sich 
geladen durch die Art, wie der Kampf gegen Angehörige 
anderer Rassen und Völker geführt worden ist. Wie viel 
persönlich Unschuldige haben für Sünde und Unrecht 
ihrer Volksgenossen büßen müssenl Können wir uns 
wundern, wenn wir das nun auch zu verspüren bekom­
men? Und wenn wir es nicht gebilligt haben, so haben wir 
doch oft geschwiegen, wo wir hätten reden sollen! So 
empfinden heute weite Kreise, besonders aber die Chri­
sten in unserem Volk, und wir wollen sie in dieser Hinsicht 
nicht vorschnell beruhigen, sondern wagen: Ihr habt recht 
mit solchem Empfinden und wir beugen uns mit euch unter 
diese Schuld." 

Liebe Schwestern und Brüder, welches Ausmaß an 
Schuld und Leid folgte erst nach diesen damals nie­
dergeschriebenen Sätzen, Tag für Tag. Neuere For­
schungen nennen statt der bisher gebräuchlichen 
Zahl 20 Millionen Tote mindestens 27. 27 Millionen 
Tote, die. allein die Völker der Sowjetunion beweinen. 
Wer außer Gott könnte alle Toten mit Namen nennen, 
und zwar die Toten aller in diesen unseligen Krieg 
verwickelten Völker. Vertreibung, Zerstörung, Zusam­
menbruch und Teilung Deutschlands. Wieder neues 
Unrecht und Leid - bis hin zu den totgeschwiegenen 
Toten in vielen Lagern nach dem Krieg. Erst in dem 
vergangenenJahr konnten wir davon öffentlich reden. 

Ich nahm nach dem Gedenkgottesdienst in Fünfei­
chen während des Pilgerweges das Gespräch mit 
einem älteren Mann auf. Er hatte als Jugendlicher 
Jahre in diesem Lager verbringen müssen. Ich fragte 
ihn: Haben Sie danach Verbindung zu ehemaligen 
Lagerinsassen gehalten? Er antwortete: Nein, denn 
viele von denen waren doch bei der Staatssicherheit. 
Welch erschütternde Antwort! Wieder Schweigen aus 
Angst. Schreckliche Vergangenheit hielt die Leben­
den, uns, weiterhin in Bann. Wann endet diese Verket­
tung? 

Der Prophet Jesaja verkündet im 61. Kapitel: 

"Der Geist Gottes des Herrn ist auf mir, weil der Herr 
mich gesalbt hat. Er hat mich gesandt, den Elenden 
gute Botschaft zu bringen, die gebrochenen Herzen zu 
verbinden, zu verkündigen den Gefangenen die Frei­
heit, den Gebundenen, daß sie frei und ledig sein 
sollen; zu verkündigen ein gnädiges Jahr des Herrn 



Seite 124 Nr. 7-8/91 

und einen Tag der Vergeltung unseres Gottes, zu trö­
sten alle Trauernden, zu schaffen den Trauernden zu 
Zion, daß ihnen Schmuck statt Asche, Freudenöl statt 
Trauerkleid, Lobgesang statt eines betrübten Geistes 
gegeben werden, daß sie genannt werden "Bäume 
der Gerechtigkeit", "Pflanzung des Herrn", ihm zum 
Preise. Sie werden die alten Trümmer wieder aufbau­
en und, was vorzeiten zerstört worden ist, wieder auf­
richten; sie werden die verwüsteten Städte erneuern, 
die von Geschlecht zu Geschlecht zerstört gelegen 
haben." Und: "Denn gleichwie Gewächs aus der Erde 
wächst und Same im Garten aufgeht, so läßt Gott der 
Herr Gerechtigkeit aufgehen und Ruhm vor allen Hei­
denvölkern. " 

Schwestern und Brüder, dürfen wir einander solche 
Worte der Tröstung zusprechen? An einem solchen 
Gedenktag? An einem Tag, an dem uns als Synode 
das Thema belastender Vergangenheit beschäftigt? 
- Ja! Wir nehmen die Selbstaussage des Propheten, 
daß Gottes Geist auf ihm ruht, als Bitte auf. Sein Heili­
ger Geist möge uns leiten, unser Reden und Tun be­
stimmen an diesem Tag. 

Jesus Christus gibt uns die Zuversicht, dieses Wort 
des Propheten anzunehmen. Lukas erzählt, wie Jesus 
in der Synagoge zu Nazareth das Buch der Propheten 
gereicht wird. Er schlägt diese Stelle auf und spricht in 
Vollmacht: "Heute ist dieses Wort der Schrift erfüllt vor 
euren Ohren" (Luk. 4,21). Und der Prophet sagt auch 
nicht, es gäbe keine Gefangenen, keine Gebunde­
nen, keine Trauernden in dieser Welt. Er verkündet 
gerade, Gefangene werden befreit - Gebundene von 
ihren Fesseln, Geängstete von ihren Ängsten -, Nie­
dergeschlagene werden aufgerichtet, Trümmer wer­
den hinweggeräumt, Verwüstungen - innen und außen 
- werden beseitigt. An alle, die so dran sind, gefangen, 
belastet, traurig, verletzt, ohne Hoffnung, an sie wen­
det sich das prophetische Wort. Andere bedürfen des 
Trostes in solchem Maße nicht, sie laden eher ein zu 
Freude und Lobpreis. 

Der Auftrag des Propheten lautet: 

"Den Elenden gute Botschaft zu bringen." Wie weit 
können wir diese Worte fassen, wie tief. Sie umschlie­
ßen seelischen Schmerz ebenso, wie jede menschli­
che Leiderfahrung. Und wer vermag schon standzu­
halten, angesichts des vorhin angedeuteten Unrechts 
und dieser Zusammenhänge. Wie sind Schuld und 
Scham, Verblendung und Kränkung miteinander ver­
knüpft. Wegschauen läge näher als hinschauen. 
Wahrscheinlich ist das Verstummen, wahrscheinlich 
sind die erstickten Tränen der Erschütterung wie ein 
Stau, der Versöhnung zwischen Völkern noch immer 
erschwert. Aus geteilter Trauer kann gemeinsamer 
Friede wachsen. Die Wunden können heilen, vernar­
ben. Denn das Gedächtnis des Herzens ist stärker als 
das Gedächtnis des Verstandes. Benennen von 
Schuld löst den Bann. 

Die große Verdrängung nach dem Krieg hat sicherlich 
"'i.o. U.o.iI. In,.. u.o.r"7nnor+ • Ir"',,", \Jorroonhnl In,.. hohinnor+ r'\i.o 

Spaltung Deutschlands begünstigte solche Verdrän­
gung. Eine wirkliche Auseinandersetzung mit der 
schrecklichen Vergangenheit soll nämlich vermieden 
werden. Der größte Teil des deutschen Volkes war an 
ihr doch nicht nur als Opfer beteiligtl 

Im Westen verdrängte die verordnete Demokratisie­
rung und das Wirtschaftswunder jeden ernsthaften 
Versuch sich der Vergangenheit zu stellen. Der ge­
meinsame Feind stand jenseits der Grenze nach 
Osten. Im Osten gewann die Verdrängung eine ande­
re Gestalt. Angeblich gab es im großen und ganzen 
keine Täter mehr. Ralph Giordano hat das den "ver­
ordneten Antifaschismus in der DDR" genannt. Die 
Verdrängung im Westen bezeichnet er als zweite 
Schuld. Beide Teile Deutschlands haben durch ihre 
Trennung dazu beigetragen, die Last der Vergangen­
heit zu verschleiern. Wir haben nun mit der Einheit die 
Chance, Versöhnung zwischen Völkern wirklich zu ge­
stalten. Heute treffen sich z.B, Deutsche aus Ost und 
West mit Russen in Minsk, um dort ein gemeinsames 
Bildungszentrum zu eröffnen. Vergebung, Versöh­
nung, Aufbau, gegenseitige Achtung, ich denke, so 
lautet gute Botschaft heute. 

Und der zweite Aspekt: Gebundene sollen frei und 
ledig sein. Auch diese Worten reichen hinab in alle 
Tiefen, auch des eigenen Herzens. Wenn dies ge­
schieht, - Gebundene sollen frei und ledig sein " hat 
dies Folgen in alle Bereiche des Lebens. Sie betref­
fen den eigenen Leib ebenso wie das Miteinander der 
Menschen. Frei! In der Beichte sprechen wir im Na­
men Jesu: "Ich spreche dich frei, ledig und los. Dir sind 
deine Sünden vergeben." Freilich, die drei Schritte 
kirchlicher Bußpraxis behalten ihr Gewicht. Die drei 
Schritte sind: Reue des Herzens, Bekenntnis des 
Mundes und Genugtuung durch Taten. Neben der 
Schuld des einzelnen muß heute wohl stärker die 
Breite der Schuld gesehen werden. Umkehr beginnt 
immer beim einzelnen, aber sie kann nicht auf den 
einzelnen begrenzt werden. So könnte heute der Drei­
erschritt der Buße lauten: Schuldfaktoren wahrneh­
men. - Wie hat es dazu kommen können? Schuldve­
rantwortung übernehmen und Schuldfolgen gemein­
sam tragen. Aber dies alles, um Wege zum Leben zu 
entdecken und gehen zu können. Denn Buße bedeu­
tet nichts anderes als Hinwendung zum Leben im 
Namen Gottes. Der Kreislaufvon Angst und Unfreiheit 
kann beendet werden. Die Verkettung kann durchbro­
chen werden. Entlastung und Befreiung heißt das Ziel. 
Auch in den Zusammenhängen, die wir heute mitein­
ander besprechen werden. Ich hoffe, daß dies in un­
serer Debatte deutlich werden wird. Viele sinnvolle 
und gute Aufgaben liegen vor uns als einzelne, als 
Gemeinden, als Kirchen. Wir erbitten die Kraft und den 
langen Atem, die Aufmerksamkeit und die Barmher­
zigkeit, um aufbauen und aufrichten zu können. "Denn 
gleich wie Gewächs aus der Erde wächst und Same 
im Garten aufgeht, so läßt Gott der Herr Gerechtigkeit 
aufgehen". Amen! 
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Erklärung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und der Konferenz der Evangelischen
 
Kirchenleitungen des Bundes der Evangelischen Kirchen (BEK) in der ehemaligen DDR
 

zur Diskussion um die rechtliche Regelung 
des Schwangerschaftsabbruchs 

Wir wenden uns an unsere Gemeinden und an die Öf­
fentlichkeit und rufen Einsichten und Grundsätze in Er­
innerung, die zum Nachteil von hilfreichen Lösungen 
immer wieder in Vergessenheit geraten. Das Leben 
ist eine Gabe Gottes. Deshalb müssen wir vor dem 
Schöpfer, Erhalter und Vollender allen Lebens verant­
worten, wie wir mit dieser Gabe umgehen. 

In der Diskussion um Schwangerschaftsabbruch und 
Schwangerschaftskonflikt treffen mehrere Probleme 
zusammen: Zum einen haben die Entwicklungen in 
Naturwissenschaft und Medizin bisher nicht gekannte 
Wege des Zugriffs auf das vorgeburtliche Leben eröff ­
net (z.B. Retortenbefruchtung, Abtreibungspille u.ä.), 

Sodann wird eine ungewollte Schwangerschaft nur 
noch selten als unabänderlich hingenommen, viel­
mehr wegen ihrer vorhersehbaren oder vermuteten 
Auswirkungen häufig abgelehnt. Auch bei bewußt 
gewollten Schwangerschaften kann es Risiken ge­
ben, die beispielsweise in der pränatalen Diagnostik 
erkannt werden und zu schwierigen Entscheidungen 
führen. Die Ursachen für einen Schwangerschaftsab­
bruch sind also unterschiedlich und vielfältig. Glatte 
und einfache Lösungen sind nicht möglich. Der Ver­
schiedenheit von Lebenswirklichkeit und Lebensla­
gen haben auch ethische, rechtliche und theologische 
Bewertungen Rechnung zu tragen. 

Die rechtlichen Regelungen des Schwangerschafts­
abbruchs im Osten und Westen Deutschlands und 
ihre Begründungen unterscheiden sich fundamental. 
Dem Ergebnis nach ist die Situation im Westen wie im 
Osten die gleiche: Weder die Fristenregelung der 
ehemaligen DDR noch die Indikationsregelung der 
alten Bundesrepublik Deutschland waren in der Lage, 
das ungeborene Leben wirksam zu schützen. Die un­
terschiedlichen Erfahrungen in den alten und neuen 
Ländern sind noch nicht aufgearbeitet. Der Einigungs­
vertrag verpflichtet den gesamtdeutschen Gesetzge­
ber, spätestens bis zum 31 . Dezember 1992 eine ein­
heitliche Regelung zu treffen. Die Diskussion über 
diese Neuregelung spitzt sich mehr und mehr auf die 
Fassung der strafrechtlichen Vorschriften zu. Wir se­
hen darin eine Verengung. Ein verbesserter Schutz 
des ungeborenen Lebens kann am ehesten von Be­
wußtseinsveränderung und Gewissensbildung sowie 
von sozialpolitischen Maßnahmen, nicht aber von 
strafrechtlichen Vorschriften erwartet werden. 

Wir gehen aus von einer Verständigung über 
das Problem und die Aufgabe .. 

In einer großen Zahl von Fällen schafft das Eintreten 

einer Schwangerschaft für Frauen - und ihre Partner 
und Familien - einen Konflikt, in dem sie als Ausweg 
nur eine Abtreibung sehen: Sie sind hin- und hergeris­
sen zwischen Bejahung und Ablehnung des heran­
wachsenden neuen Menschenlebens und fühlen sich 
am Ende eines schmerzlichen Entscheidungsprozes­
ses nicht imstande, es anzunehmen. Erschwerend ist, 
daß die Entscheidung innerhalb kurzer Zeit getroffen 
werden muß; im nachhinein kann sie sich als seeli­
sche Belastung erweisen. 

Aber das Lebensrecht eines Menschen darf grund­
sätzlich nicht in die Verfügung seiner Mitmenschen 
gestellt werden. Gerade das wehrlose, und so auch 
das ungeborene, menschliche Leben ist auf den 
Schutz der Mitmenschen angewiesen. Darum ist es 
unser aller Aufgabe, dazu beizutragen, Schwanger­
schaftsabbrüche zu vermeiden. Auch der Staat ist 
dazu verpflichtet, alles dafür zu tun, daß Leben ge­
schützt wird. 

Weil das Leben des ungeborenen Kindes nur mit der 
schwangeren Frau und nicht gegen sie geschützt wer­
den kann, heißt das zugleich: Es ist um das Ja der 
Frau - und der ihr nahestehenden Menschen - zu dem 
ungeborenen Kind zu werben. Für Frauen in der ehe­
maligen DDR tritt dieser Anspruch in' einen starken 
Kontrast zu ihrer gegenwärtigen Lebenserfahrung und 
Situation. Sie sind es, die am härtesten von der wach­
senden Arbeitslosigkeit betroffen sind. Sie sind es, 
die nicht wissen, ob sie den Kindertagesplatz behal­
ten können oder ob sie als Alleinerziehende in Zukunft 
die Wohnungsmiete aufbringen werden. Soziale Un­
sicherheit erschwert dasJa zu einem Kind. 

11 

Wir erinnern an die vorangegangenen Äuße­
rungen unserer Kirchen. 

Sie reichen auf östlicher wie auf westlicher Seite über 
20 Jahre zurück. Die grundlegenden Einsichten ha­
ben sich durchgehalten. Um so stärker ist das Gefühl 
der Ohnmacht, daß eine befriedigende praktische 
Antwort auf das Problem der Abtreibungen bisher 
noch nicht gefunden ist. 

Die Bischöfe der Gliedkirchen des BEK erklärten am 
15. Januar 1972:
 

.. ,Gott hat uns mit der Fähigkeit, neues Leben zu zeu­

gen, zugleich die Verantwortung für dieses Leben
 
übergeben. Auch keimendes Leben ist nicht unser
 
Eigentum, sondern selbständiges, von Gott uns an­

vertrautes Leben. Die Ehrfurcht vor dem Leben (Albert
 
Schweitzerl empfinden wir gerade dort, wo Leben
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wehrlos und schutzbedürftig ist. Der Abbruch einer
 
Schwangerschaft ist Tötung menschlichen Lebens.
 
Gott hat mit dem Gebot "Du sollst nicht töten" mensch­

liches Leben bejaht und geschützt. Es gibt Grenzfälle,
 
in denen die Tötung dennoch verantwortet werden
 
muß; aber Grenzfälle sind Ausnahmen, die Gottes
 
Gebot nicht aufheben... Wir alle wissen ... , daß uns
 
heute vielfältige Möglichkeiten der Geburtenregelung
 
gegeben sind, und wir sehen darin den besseren
 
Weg, unsere Verantwortung vor künftigem Leben
 
wahrzunehmen. Der Abbruch der Schwangerschaft ist
 
(dafür) kein möglicher Weg...
 

In der Erklärung des Rates der EKD vom 17. März
 
1972 heißt es:
 

... Das eigene Leben zu verantworten und das Leben
 
anderer zu schützen, fordert von jedem einzelnen die
 
Bereitschaft, Opfer zu bringen und Gefahren zu beste­

hen. Von diesem Verständnis menschlichen Lebens
 
darf das ungeborene Leben nicht ausgenommen
 
werden. Es ist einem eigenmächtigen Zugriff nicht
 
verfügbar ... Es gibt Fälle, in denen eine Frau durch
 
eine Schwangerschaft in eine solche Bedrängnis ge­

rät, daß das Strafrecht ein Austragen der Leibesfrucht
 
nicht erzwingen sollte. Wo sich menschlich gesehen
 
einer Frau kein anderer Ausweg zeigt, ist es ihre Ge­

wissensentscheidunq, ob sie von der durch Straffrei­

heit gegebenen Möglichkeit Gebrauch macht. Dabei
 
ist zu bedenken, daß ein vom Gesetzgeber straffrei
 
gelassenes Verhalten damit noch nicht sittlich ge­

rechtfertigt ist...
 

Neben weiteren Stellungnahmen unserer Kirchen
 
haben sich auch die Dokumente des "konziliaren
 
Prozesses gegenseitiger Verpflichtung für Gerechtig­

keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung", insbe­

sondere die Ergebnistexte von Stuttgart (1988) und
 
Dresden (1989), ausführlich zum Schutz des Lebens
 
geäußert. In der gemeinsamen Erklärung der Kirchen
 
"Gott ist ein Freund des Lebens" von 1989, die breite
 
Zustimmung im Westen wie im Osten Deutschlands
 
gefunden hat, sind unsere Überzeugungen zusam­

mengefaßt:
 

... In dieser Situation halten es die Kirchen für notwen­

dig und für aussichtsreich, sich in der gesamten Ge­

sellschaft über bestehende Gegensätze hinweg auf
 
ein gemeinsames Ziel zu verständigen: Wir wollen,
 
soweit es in unseren Kräften steht, dazu beitragen,
 
Schwangerschaftsabbrüche zu vermeiden; darum
 
wollen wir
 

- die Verantwortung in Partnerschaft und Sexualität
 
stärken,
 

- auf der Ebene der Bewußtseinsbildung und der Prä­

gung ethischer Grundüberzeugungen die Achtung vor
 
der Würde des ungeborenen Lebens vertiefen und
 
fördern,
 

- an der Veränderung solcher Verhälnisse arbeiten,
 
die der Annahme des ungeborenen Lebens im Wege
 
stehen. und so
 

- mehr Frauen und Männer dafür gewinnen, daß sie im 
Schwangerschaftskonflikt das ungeborene Leben an­
nehmen... 

11I 

Als wichtige Einsichten halten wir fest: 

- Für den Schutz des ungeborenen Lebens sind Ein­
stellungen und Wertorientierungen von ausschlagge­
bender Bedeutung. Aufklärungs- und Erziehungsar­
beit können noch mehr als bisher dazu beitragen, das 
Bewußtsein für Würde und Wert des ungeborenen 
Lebens zu stärken. Dies bezieht sich gerade auch 
darauf, allen Tendenzen entgegenzuwirken, dem 
durch Behinderung gezeichneten menschlichen Le­
ben seine Würde abzusprechen. Gegenwärtig gibt es 
Anzeichen für das erneute Aufkommen des Ungei­
stes, "lebenswertes" von "lebensunwertem" Leben 
unterscheiden zu wollen. Von den Bemühungen um 
Bewußtseinsveränderung und Gewissensbildung 
darf kein rascher und sofort nachweisbarer Erfolg 
erwartet werden. Einstellungen und Wertorientierun­
gen müssen wachsen, sie können nicht "gemacht" 
werden. Ziel ist es, daß eine zunehmende Zahl von 
Menschen - Frauen und Männer - in ihrem Leben und 

.Handeln der Überzeugung folgt: Anderes menschli­
ches Leben, und so auch das Leben eines ungebore­
nen Kindes, darf nicht angetastet werden. Das Selbst­
bestimmungsrecht von Menschen begründet kein 
Verfügungsrecht über das Leben eines anderen 
Menschen. Letztlich hängt freilich alles davon ab, daß 
die schwangere Frau selbst das in ihr heranwachsen­
de neue Menschenleben annimmt. Ihr Ja zu dem un­
geborenen Kind kann nicht ersetzt oder vertreten wer­
den. 

- Der Schutz des ungeborenen und der Schutz des ge­
borenen Lebens stehen in einem unauflöslichen Zu­
sammenhang. Der Schutz des ungeborenen Lebens 
ist um so besser gewährleistet, je mehr das geborene 
Leben geschützt ist. Wer glaubwürdig für das Leben 
eintreten will, darf nicht beides gegeneinander aus­
spielen. Durch Umweltzerstörung, die Anhäufung rie­
siger Waffenarsenale, Nebenfolgen der technischen 
Industriezivilisation, auch durch die zunehmende Bru­
talität im menschlichen Umgang ist das Leben in der 
Gegenwart massiven Bedrohungen ausgesetzt. Dar­
um bedarf es verstärkter Anstrengung, lebenszerstö­
renden Tendenzen zu wehren, Ehrfurcht vor dem Le­
ben zu wecken und zum Leben zu ermutigen. 

- Jedes Kind ist ein neu aufbrechender Sinn von Welt 
und Leben. Es gibt der Lebensgemeinschaft zweier 
Menschen ein neues Feld gemeinsamer Sorge und 
Liebe und ist für andere die Probe auf Offenheit und 
Bereitschaft für das immer Neue des Lebens. Manche 
betonen dagegen zu stark die Mühen, die Kinder mit 
sich bringen. Familien mit Kindern gelten als unbe­
queme Nachbarn. In der Berufswelt ist reibungsloses 
Funktionieren mehr gefragt als die Rücksicht auf 
Familie und Kinder. 
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- Schwangerschaftsabbruch ist Tötung menschlichen 
Lebens. Er steht im Widerspruch zum Gebot Gottes: 
"Du sollst nicht töten". Ein Recht auf Abtreibung kann 
und darf es nicht geben. 

Martin Luther hat das Gebot" Du sollst nicht töten" so 
ausgelegt: "Wir sollen Gott fürchten und lieben, daß 
wir unserm Nächsten an seinem Leibe keinen Scha­
den noch Leid tun, sondern ihm helfen und fördern in 
allen Leibesnöten. " So verstanden wendet sich die­
ses Gebot nicht nur gegen das Töten, sondern hält 
dazu an, den Menschen als Mitmenschen anzuneh­
men und so zu behandeln, wie es seiner Würde ent­
spricht. Das gilt nicht nur für das Kind, sondern auch für 
die Frau im Schwangerschaftskonflikt. 

- Von großem Gewicht ist das menschliche Umfeld, in 
dem schwangere Frauen leben. Auch unter schwieri­
gen Bedingungen werden immer wieder Kinder gebo­
ren, weil schwangere Frauen sich geliebt fühlen und 
durch gute Beziehungen zu ihren Ehemännern oder 
Partnern, zu ihren Familien und Verwandten und zu 
Freundinnen und Helfern unterstützt werden. Gerade 
hier gilt: "Einer trage das anderen Last, so werdet ihr 
das Gesetz Christi erfüllen" (Galater 6,21. 

Jedes ungeborene Kind hat einen Vater. Der Appell 
an die eigene Verantwortung geht bei vielen Männern, 
die Frauen nach Eintreten der Schangerschaft verlas­
sen oder unter Druck setzen, ins Leere. Es ist nach 
Wegen zu suchen, wie Männer mehr Verantwortung 
für das von ihnen gezeugte Leben lernen können. 

- Materielle und soziale Lebensbedingungen spielen 
eine erhebliche Rolle bei der Entscheidung für oder 
gegen eine Abtreibung. Vorschläge für sozialpoliti­
sche Maßnahmen, die das gesellschaftliche und wirt­
schaftliche Leben in noch höherem Maße familien-, 
frauen- und kinderfreundlich machen, liegen auf dem 
Tisch. Dazu gehö'ren zum Beispiel ein Rechtsan­
spruch auf finanzielle Unterstützung während der 
Schwangerschaft und auf einen Kindergartenplatz, die 
Ausweitung des Anspruchs auf Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub für Frauund Mann, die Ausweitung 
der Anerkennung von Erziehungstätigkeit im Renten­
recht, Bedingungen in der Arbeitswelt, unter denen 
sich Berufs- und Familienleben vereinbaren lassen, 
und ein verbessertes Angebot an geeignetem Wohn­
raum. Familien- und Frauenpolitik sind politische 
Querschnittaufgaben. Hier handelt es sich nicht um 
"flankierende" Maßnahmen zum Schutz des ungebo­
renen Lebens, sondern um grundlegende Vorausset­
zungen für die Schaffung familien- und kinderfreundli­
cherer Verhältnisse. Die Realisierung dieser Maß­
nahmen wird Milliarden kosten. Das Eintreten für den 
Schutz des Lebens wird sich auch in der Bereitschaft 
zu einer neuen Verteilung der Lasten erweisen müs­
sen. Alleinstehende Frauen und Familien mit Kindern 
brauchen eine Perspektive, unter der sie sich auch 
bei einer unerwünschten Schwangerschaft das Leben 
mit einem Kind, mit einem weiteren Kind zutrauen. 

- Es kommt darauf an, die Fähigkeit zu verantwortli­
chem Handeln in Sexualität und Partnerschaft zu stär­
ken. Dies ist eine Aufgabe für Eltern und alle Erzie­
hungs- und Bildungseinrichtungen. Sehr oft sind es 
ungewollte Schwangerschaften, die abgebrochen 
werden. Mit dem Zugang zu empfängnisverhütenden 
Mitteln ist es nicht getan. Aber ihre kostengünstige 
Verfügbarkeit könnte ein Beitrag sein, die Zahl der 
Schwangerschaftsabbrüche zu vermindern. 

- Alle schwangeren Frauen müssen einen Rechtsan­
spruch auf umfassende Beratung, eine längerfristige 
Begleitung und die Vermittlung aller verfügbaren Hil­
fen haben. Sie sind darauf angewiesen, in Verantwor­
tung vor dem Lebensrecht des ungeborenen Kindes 
zu einer Entscheidung zu finden, mit der sie über den 
aktuellen Konflikt hinaus leben können. Dem soll die 
Beratung dienen. Sie ist für nicht wenige Frauen eine 
gute, vielleicht die einzige Gelegenheit, ihre Konflikte 
und ihren Abtreibungswunsch ohne Druck von außen 
noch einmal zu überdenken. Dies spricht für eine 
Pflicht zur Beratung. Der Erfolg der Beratungsarbeit 
läßt sich aber nicht daran messen, in welchem Maß 
die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche zurückgeht. 
Diese Erwartung belastet und überfordert die schwie­
rige und verantwortungsvolle Arbeit der Beraterinnen 
und Berater. Von der Beratung kann nicht verlangt 
werden, was andere Schritte zu einem verbesserten 
Schutz des ungeborenen Lebens nicht geleistet ha­
ben und nicht leisten konnten. 

Beratung ist nur möglich in einer Atmosphäre des Ver­
trauens. Ratsuchende Frauen müssen die Gewißheit 
haben, daß nicht mit Druck oder gar unter Zwang be­
stimmte Entscheidungen herbeigeführt werden sollen. 
Der Gedanke an eine Kontrolle des Beratungsvor­
gangs ist daher abzuweisen. Dies setzt den rechtli­
chen Regelungsmöglichkeiten im Blick auf die 
Schwangerschaftskonfliktberatung enge Grenzen. 

Die evangelische Kirche unterhält in den alten Bun­
desländern ein dichtes Netz von Schwangerenbera­
tungssteIlen und beteiligt sich daran, ein vergleichba­
res Angebot in den neuen Bundesländern aufzubau­
en. Für die Beratungsarbeit müssen im Zusammen­
hang der jetzt anstehenden neuen Regelungen bes­
sere Rahmenbedingungen geschaffen werden. 

- Auch die Rechtsordnung hilft, das Ja zu einem unge­
borenen Kind zu erleichtern und zu schützen und zur 
Wertorientierung beizutragen. Daraus sind auf ver­
schiedenen Rechtsgebieten Konsequenzen zu zie­
hen: 

Das Sozialrecht leistet schon jetzt einen wirksamen, 
freilich noch ausbaufähigen Beitrag zum Schutz des . 
ungeborenen Lebens. 

Dringend nötig ist es, daß das Steuerrecht nicht le­
diglich durch das Ehegattensplitting die Ehe, sondern 
verstärkt die Familie mit Kindern begünstigt. 

Umstritten ist, wie wirksam eine strafrechtliche Verfol­
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gung von Schwangerschaftabbrüchen ist und unter 
welchen Bedingungen ein Verzicht auf Bestrafung 
vertretbar oder sogar geboten ist. Die Erfahrung der 
letzten Jahrzehnte in den beiden deutschen Staaten 
wie im internationalen Vergleich lehrt, daß dieAusge­
staltung der strafrechtlichen Regelungen auf die Zahl 
der Schwangrschaftabbrüche und damit auf den tat­
sächlich gewährleisteten Schutz des ungeborenen 
Lebens nur einen geringen Einfluß hat. Dies hängt 
damit zusammen, daß das Strafrecht auch sonst das 
von ihm mißbilligte Verhalten nicht durchgängig ver­
hindert und daß zumal die Austragung einer Schwan­
gerschaft nicht gegen den Willen der Frau erzwungen 
werden kann. 

Das Strafrecht hat für den Schutz des ungeborenen 
Lebens eine ergänzende Bedeutung - nicht mehr, 
aber auch nicht weniger. Weil das Recht auf Selbstbe­
stimmung am Lebensrecht des anderen, auch des 
ungeborenen Kindes, seine Grenze findet, ist es auch 
in Zukunft notwendig, daß die Rechtsordnung den 
Schwangerschaftsabbruch mißbilligt. Dies kann in 
verschiedener Weise rechtlich zum Ausdruck ge­
bracht werden - sei es im Strafgesetzbuch oder auf 
dem Wege eines eigenen Lebensschutzgesetzes im 
Nebenstrafrecht. Über die konkrete rechtliche Gestal­
tung bestehen unter uns unterschiedliche, ja gegen­
sätzliche Auffassungen. 

Es fällt schwer, von einer rechtlichen Mißbilligung des 
Schwangerschaftsabbruchs zu sprechen, während 
zugleich eine Regelung besteht, nach der die Kosten 
für einen Schwangerschaftsabbruch von der gesetzli­
chen Krankenversicherung getragen werden. Eine 
Ersatzregelung, die die Benachteiligung und Bela­
stung von Frauen mit einem geringen Einkommen 
ausschließt, ist jedoch schwer zu finden. Auf jeden Fall 
muß die von der geltenden Regelung hervorgerufene 
Gewissensbelastung zahlreicher Beitragszahler der 
gesetzlichen Krankenversicherung ernst genommen 
werden. 

- Vor dem Gebot Gottes, das Leben bewahren will und 
darum das Töten untersagt, hat Schwangerschaftsab­
bruch immer mit Schuld zu tun. Die Härte dieser Er­
kenntnis darf nicht verdrängt werden. Aber sie berech­
tigt nicht zu Schuldvorwürfen. Jesus schärft ein: "Rich­
tet nicht". Niemand übersieht vollständig, in welcher 
Lage sich eine Frau - und die ihr nahestehenden 
Menschen - für den Schwangerschaftsabbruch ent­
schieden haben. Vorrangig ist die Verpflichtung zur 
Selbstprüfung bei allen Beteiligten: Wo liegen eigene 
Versäumnisse beim Schutz des Lebens? Denn christ­
lich ist es: sich selbst prüfen, die eigene Schuld sehen 
und eingestehen - und alle der Vergebung Gottes 
anvertrauen. 

- Entscheidend ist in jedem Fall der tatsächlich erzielte 
Schutz des ungeborenen Lebens. Alle Vorschläge 
müssen sich daran messen lassen, was sie zur Errei­
chung dieses Ziels beitragen. Eine Überprüfung wird 

in der Regel nur im Rückblick auf gemachte Erfahrun­
gen möglich sein. Wir regen darum an, daß die jetzt 
anstehende Neuregelung einen Auftrag einschließt, 
ihre Auswirkungen zu beobachten, die mit ihr gemach­
ten Erfahrungen auszuwerten und auf dieser Grundla­
ge gegebenenfalls Vorschläge zu ihrer Weiterent­
wicklung vorzulegen. 

Der Abbruch einer Schwangerschaft stellt gerade uns 
Christen vor schwerwiegende Fragen. Verschiedene 
Überzeugungen und Lebenserfahrungen lassen sich 
nicht ohne weiteres zu einer gemeinsamen Auffas­
sung verbinden. Der Schutz des ungeborenen 
Lebens hängt jedenfalls nicht allein von der schwan­
geren Frau ab. Er entscheidet sich nicht erst in weni­
gen Wochen und Tagen während der Schwanger­
schaft. In einem akuten Konflikt und angesichts des 
Zeitdrucks, unter dem eine Entscheidung für oder 
gegen eine Abtreibung getroffen werden muß, sind 
die grundlegenden Einstellungen zum Leben und die 
Prägungen des Gewissens kaum zu verändern. Sie 
bilden sich lange vorher von Kindheit an. Ausschlag­
gebend ist, mit welchen Überzeugungen und Orlentie­
rungen Frauen und Männer in einen möglichen 
Schwangerschaftskonflikt hineingehen. Dabei geht 
es um grundlegende Fragen des Lebens: Wie unver­
rückbar ist mein Lebensplan? Wie groß ist meine 
Bereitschaft, dem Unvorhergesehenen und dem Un­
vorhersehbaren in meinem Leben Raum zu geben? 
Wo ziehe ich die Grenzen des für mich Zumutbaren 
und Erträglichen? Bin ich bereit, meine bisherige Rol­
le neu zu bestimmen und zu verändern, auch wenn 
sich dies mit traditionellen Erwartungen reibt? Wie 
ernst ist es mir mit der Ehrfurcht vor dem Leben und der 
Unverfügbarkeit eines anderen Menschenlebens? 
Über alle praktischen Hilfen hinaus liegt in der Aufnah­
me dieser Fragen eine der vorrangigen Aufgaben 
kirchlicher Verkündigung und christlicher Erziehung. 
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